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Liebe Leserin,  
lieber Leser, 

D as Bundeskabinett hat den Haushaltsentwurf 2025 
und eine kraftvolle Wachstumsinitiative für mehr 
wirtschaftliche Dynamik und Wettbewerbsfähig-

keit beschlossen. Beide Beschlüsse sind gut für unser Land. 

Wesentlich für künftiges Wachstum und die Erneuerung 
unseres Wohlstands ist ein ausreichendes Angebot an Fach- 
und Arbeitskräften. Bereits heute sind Arbeitskräfte knapp 
– dabei sind die geburtenstarken Jahrgänge noch gar nicht 
in Rente! Es gilt also, diejenigen, die auch im Alter arbeiten 
können und wollen, zu ermuntern, dies auch zu tun. Wir 
machen es für diese Menschen deswegen attraktiver, ihre 
Kenntnisse und Fähigkeiten dem Arbeitsmarkt länger zur 
Verfügung zu stellen. Zudem sollen Geflüchtete zukünftig 
schneller in Arbeit kommen können; für Langzeitarbeits-
lose soll es im ersten Jahr der Aufnahme einer substanziel-
len Beschäftigung eine Anschubfinanzierung geben. Wei-
tere wichtige Maßnahmen der Wachstumsinitiative 
betreffen den Bürokratieabbau und die Versorgung mit 
sicherer, sauberer und bezahlbarer Energie. Mit der Wachs-
tumsinitiative löst die Bundesregierung ihr Versprechen 
ein, das Wachstumspotenzial unserer Wirtschaft durch 
zusätzliche angebotspolitische Schritte zu stärken. Gleich-
zeitig sorgt sie – etwa bei den Energiekosten – für Entlas-
tung und schafft gezielte nachfrageseitige Impulse. In 
unserem Fokusartikel erläutern wir detailliert die wich-
tigsten der 49 Maßnahmen der Wachstumsinitiative. Jetzt 
kommt es auf eine zügige Umsetzung an.

Ebenfalls vorangekommen sind wir beim Thema Wasser-
stoff: Das Bundeskabinett hat am 29. Mai den Entwurf für 
ein Wasserstoffbeschleunigungsgesetz beschlossen. Das 
Gesetz soll die Weichen für einen schnellen Wasserstoff-
hochlauf durch schlankere Genehmigungsverfahren stellen. 
Eine leistungsfähige Wasserstoffinfrastruktur ist unabding-
bar, um die Dekarbonisierung insbesondere der Industrie 
weiter voranzubringen und die Energiewende in Deutsch-
land zu forcieren. Mehr dazu lesen Sie in dieser Ausgabe.

In Deutschland werden viele Personendaten erhoben, die 
für die angewandte Forschung und die Wirtschaftsstatistik 
von großem Interesse sind. Die Daten sind teilweise für 
Statistik und Forschung nutzbar, liegen aber häufig an 
unterschiedlichen Stellen vor und dürfen − auch wenn dies 
für die Durchführung eines Forschungsprojektes oder für 
die Erstellung einer Statistik notwendig wäre − nicht mit-

einander verknüpft werden. Dadurch wird ihre Nutzbarkeit 
stark eingeschränkt. Um auszuloten, welche Regelungen 
zur rechtssicheren Verknüpfung personenbezogener Daten 
für Statistik und Forschung möglich wären, hat das BMWK 
ein Gutachten in Auftrag gegeben. Wir berichten über die 
Ergebnisse.

Am 3. Juli hat das Bundeskabinett den Gleichwertigkeits-
bericht 2024 der Bundesregierung beschlossen, den das 
BMWK federführend und unter Beteiligung aller Ressorts 
erstellt hat. Unter dem Titel „Für starke und lebenswerte 
Regionen in Deutschland“ beschreibt der Bericht umfassend 
den Stand und die Entwicklung der Lebensbedingungen 
vor Ort. Wir werden ihn in der kommenden Ausgabe um-
fassend thematisieren – Sie dürfen gespannt sein! Bereits 
in dieser Ausgabe möchte ich Sie auf die öffentliche Kon-
sultation des BMWK zur Gleichwertigkeit von Lebensver-
hältnissen in Deutschland aufmerksam machen. Die Kon-
sultation läuft noch bis zum 12. September. 

Schließlich erfahren Sie in dieser Ausgabe auch etwas zum 
EU-Programm TSI (Technical Support Instrument), das Mit-
gliedstaaten bei Maßnahmen zur Emissionsminderung 
unterstützt.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Dr. Robert Habeck
Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz
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BRUTTOINLANDSPRODUKT UND ifo GESCHÄFTSKLIMA*

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk), ifo Institut

* zentrierte gleitende Drei-Monats-Durchschnitte bzw. Quartale, saisonbereinigt, Veränderungen gegenüber Vorperiode in % bzw. Salden bei ifo

Bruttoinlandsprodukt (Quartale, linke Skala)

ifo Geschäftsklima für die Gesamtwirtschaft (rechte Skala)
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Konjunkturelle Erholung verzögert sich 

KONJUNKTURSCHLAGLICHT 
Juli 2024

Die aktuellen Konjunktur- und Stimmungsindikatoren sind überwiegend schwach ausgefallen. Nachdem es im ersten Quar-
tal zu einer wirtschaftlichen Belebung gekommen war, zeichnen die Indikatoren insgesamt ein zurückhaltendes Bild für 
das zweite Vierteljahr. Mit der sich abzeichnenden Aufhellung der außenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen ist wieder 
mit Nachfrageimpulsen für die Industrie aus dem Ausland zu rechnen. Die privaten Konsumenten sollten angesichts einer 
robusten Beschäftigungsentwicklung, einer rückläufigen Inflation und steigender Realeinkommen ihre Zurückhaltung 
zunehmend überwinden. Zudem dürften perspektivisch auch von der Wachstumsinitiative der Bundesregierung positive 
Impulse für die Gesamtwirtschaft ausgehen. 

Gesamtwirtschaft

AUSSENHANDEL (WAREN UND DIENSTLEISTUNGEN)

Monate, in Mrd. Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Deutsche Bundesbank (BBk)
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Der Außenhandel hat zuletzt einen Dämpfer erhalten. Zwar 
ist die Weltwirtschaft weiter auf Erholungskurs, aber das 
hat sich zuletzt noch nicht in den Daten zum deutschen 
Außenhandel widergespiegelt: Im Mai haben sich die Aus-
fuhren von Waren und Dienstleistungen mit -2,0 % spürbar 
verringert, wofür der Warenhandel mit Ländern außerhalb 
der EU mit einem Minus von 4,9 % maßgeblich war. Die 
Einfuhren von Waren und Dienstleistungen sind noch 
deutlich stärker um 5,5 % zurückgegangen. Damit fällt der 
Handelsbilanzüberschuss im Mai mit 21,2 Mrd. Euro größer 
als im Vormonat aus. 

Außenwirtschaft
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GfK-Konsumklima  (linke Skala)

GFK-KONSUMKLIMA UND EINZELHANDEL 
OHNE KFZ
GfK-Konsumklima, saisonbereinigte Salden der positiven 
und negativen Antworten Einzelhandel ohne Kfz, Monate, 
Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt 

Quellen: Gesellschaft für Konsumforschung (GfK), Statistisches Bundesamt (StBA), 
Deutsche Bundesbank (BBk)

Einzelhandel ohne Kfz (rechte Skala)

2021 2022 2023 2024
-60 

-40 

-20 

0 

20 

40 

60 

2021 2022 2023 2024
70

80

90

100

110

120

130

ARBEITSLOSE UND ERWERBSTÄTIGE (INLAND)
Arbeitslose, Monate, saisonbereinigt absolut (in 1000) 
Erwerbstätige, Monate, saisonbereinigt, absolut (in 1000), 
Veränderung zum Vormonat

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), 
Deutsche Bundesbank (BBk)
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PRODUKTION IM PRODUZIERENDEN 
GEWERBE 
Monate, Volumenindex 2021 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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Der Einzelhandel verzeichnete Umsatzeinbußen und die 
Erholung des Konsumklimas hat eine Pause eingelegt. Nach 
einer enttäuschenden Entwicklung im ersten Quartal sind 
die nominalen Umsätze im Einzelhandel (ohne Kfz) im 
April gegenüber dem Vormonat nur leicht gesunken. Die 
Neuzulassungen von Pkw durch private Halter indes sind 
im Juni im Vormonatsvergleich kräftig gestiegen, nachdem 
es im Mai zu einem kleineren Zuwachs gekommen war. 
Temporäre Impulse für den Einzelhandel dürften von der 
Fußball-Europameisterschaft ausgehen. Beim Konsum-
klima kam es zuletzt zu einer Unterbrechung des zuvor 
verzeichneten Aufwärtstrends. Die Rahmenbedingungen 
für eine Belebung des privaten Konsums sind angesichts 
steigender Löhne und rückläufiger Inflationsraten jedoch 
insgesamt positiv.

Die konjunkturelle Schwäche schlägt sich weiterhin auf dem 
Arbeitsmarkt nieder. Dabei senden die Arbeitsmarktzahlen 
nach wie vor gemischte Signale aus: Die Arbeitslosigkeit 
nahm im Juni saisonbereinigt um 19.000 Personen zu, wäh-
rend die Erwerbstätigkeit im Mai um 20.000 Personen gestie-
gen ist. Die Nachfrage der Unternehmen nach neuen Arbeits-
kräften hat insgesamt weiter abgenommen. In Umfragen 
zeigt sich, dass Industrieunternehmen bei Neueinstellungen 
zurückhaltend geworden sind, während Dienstleister die 
Zahl ihrer Beschäftigten weiterhin aufstocken möchten. Die 
erwartete gesamtwirtschaftliche Erholung dürfte sich am 
Arbeitsmarkt erst verzögert niederschlagen.

Der fortgesetzte Abbau der Auftragsbestände und eine 
schwache Nachfrage haben die Produktion gedämpft. Der 
Bausektor hat seine Ausbringung im Mai weiter zurückge-
fahren und auch die Industrieproduktion wurde zuletzt 
gedrosselt. Angesichts der jüngsten Eintrübung bei den Stim-
mungsindikatoren und der anhaltenden Rückgänge bei den 
Auftragseingängen ist in den kommenden Monaten 
zunächst noch mit einer verhaltenen Industriekonjunktur 
zu rechnen.

Produktion Arbeitsmarkt 

Privater Konsum

05

Nähere Informationen in Jung et al. (2019): „Das neue Konjunkturschlaglicht:  
Was steckt hinter den Pfeilen?“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik 01/2020

LEGENDE

Indikatoren in einem Teilbereich wachsen mehrheitlich überdurchschnittlich

Indikatoren in einem Teilbereich entwickeln sich durchschnittlich bzw. gemischt

Indikatoren in einem Teilbereich gehen mehrheitlich zurück
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Fast zwei Drittel der Bürgerinnern  
und Bürger sind mit ihrer aktuellen  

Lebenssituation zufrieden

Das Bundeskabinett hat am 03.07.24 den ersten Gleichwertigkeitsbericht („Für starke und lebenswerte Regionen in Deutschland“) beschlossen. Der 
Bericht stellt den Stand und die Entwicklung der Lebensbedingungen auf Ebene der Stadt- und Landkreise in großer fachlicher Breite und Tiefe dar. 
Erstmals wurden für einen derartigen Bericht die Einschätzungen der Bürgerinnen und Bürger zu den Lebensbedingungen in allen Landkreisen und 

kreisfreien Städten Deutschlands erfasst. Auf die Frage nach der allgemeinen Zufriedenheit mit der derzeitigen Lebenssituation antworteten die 
Befragten im Schnitt positiv: Auf einer Skala von 0 „ganz und gar unzufrieden“ bis 10 „ganz und gar zufrieden“ liegt der bundesweite Mittelwert bei 

6,8. Fast zwei Drittel der Befragten sind mit ihrer derzeitigen Lebenssituation eher oder ganz und gar zufrieden (Werte 7-10). Die individuelle 
Lebenszufriedenheit korreliert dabei positiv mit dem Alter und der finanziellen Situation des Haushalts. Generell ist die allgemeine Lebenszufriedenheit 

in Ostdeutschland und in den strukturschwachen Regionen (gemäß Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“, fett umrandete Kreise) im Schnitt etwas geringer (Ost: 6,6 versus West: 6,9; Fördergebiet: 6,7 versus Nicht-Fördergebiet: 6,9).

Zum Gleichwertigkeitsbericht 2024 geht es hier: www.bmwk.de/Gleichwertigkeitsbericht

Ein ausführlicher Artikel zum Bericht folgt in der kommenden Ausgabe der Schlaglichter der Wirtschaftspolitik.

Quelle: Verian/Prognos/Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung (2024) im Auftrag der Bundesregierung

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/gleichwertigkeitsbericht-der-bundesregierung-2024.html
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Wachstumsinitiative  
der Bundesregierung
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UMFASSENDES MAßNAHMENPAKET ZUR  
STÄRKUNG DER WIRTSCHAFTLICHEN DYNAMIK

Damit löst die Bundesregierung das Versprechen zusätz-
licher angebotspolitischer Maßnahmen ein und adressiert 
das Problem des bis zuletzt rückläufigen Potentialwachs-
tums. Um den Effekten des demografischen Wandels zu 
begegnen, werden zusätzliche Anreize zur Arbeitsaufnah-
me sowie zur Verlängerung der Erwerbsphase gesetzt. Im 
Interesse bezahlbarer Energiekosten wird die Leistungs-
fähigkeit der Energiemärkte gestärkt. Zusätzliche Flexibi-
litätsoptionen führen zu mehr Effizienz im Rahmen der 
Energiewende. Die Finanzierungsbedingungen für Unter-
nehmen werden durch leichteren Zugang zu Eigenkapital 
und vor allem zu Risikokapital verbessert. Nicht zuletzt 
läutet die Wachstumsinitiative eine Trendwende hin zu 
spürbar weniger Bürokratie ein. Mit diesen und weiteren 
Schwerpunkten knüpft die Initiative unmittelbar an die 
Handlungsfelder des Jahreswirtschaftsberichts 2024 an (vgl. 
Abbildung).

Von den 49 Maßnahmen des Pakets lassen sich rund 90 Pro-
zent als überwiegend angebotspolitisch einordnen. Auch 
dienen eine Mehrzahl der Maßnahmen einer sektor- und 
branchenübergreifenden Verbesserung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen etwa im Sinne verbesserter Arbeits-
anreize oder günstigerer Abschreibungsbedingungen. 
Gleichzeitig werden – wie bereits im Jahreswirtschaftsbe-
richt 2024 dargelegt – einzelne Branchen gezielt gestärkt. 
Dies gilt insbesondere für den Wohnungsbau und 
die Elektromobilität. Ferner enthält das Paket – 
trotz des begrenzten fiskalischen Spielraums, der 

Im Jahreswirtschaftsbericht 2024 hat die Bundesregie-
rung sowohl die grundlegenden Herausforderungen 
der kommenden Jahre als auch die über Jahre ent-

standenen strukturellen Defizite des Wirtschaftsstand-
ortes Deutschland ausdrücklich thematisiert. Die benann-
ten Herausforderungen sind dabei keineswegs neu: 
Fachkräftemangel und demographischer Wandel, eine 
teilweise überbordendende Bürokratie, hohe Energieprei-
se als Folge eines unzureichenden Ausbaus erneuerbarer 
Energien, die verschleppte Digitalisierung und nicht zu-
letzt der Umbau der Wirtschaft zur Klimaneutralität. Die 
Bundesregierung ist diese Herausforderungen in den ver-
gangenen Jahren konsequent angegangen. Durch die Ent-
schlackung der Planungs- und Genehmigungsverfahren 
und den Abbau weiterer Hürden konnte der Ausbau der 
erneuerbaren Energien wieder an Fahrt gewinnen. Der 
Rückgang der Inflation führt dazu, dass die Menschen erst-
mals seit der Pandemie wieder Reallohnzuwächse erfah-
ren. Der Zuzug von qualifizierten Fachkräften wurde auf 
eine neue Rechtsgrundlage gestellt und damit deutlich 
erleichtert. In Zeiten hoher geoökonomischer Unsicherheit 
und eines beschleunigten Strukturwandels braucht es  
jedoch noch mehr, um Deutschland auf einem Wachs-
tumskurs in den Grenzen des Planeten zu halten. Zur nach-
haltigen Stärkung der Wachstumskräfte und der Wett
bewerbsfähigkeit hat sich die Bundesregierung im 
Jahreswirtschaftsbericht 2024 auf eine umfassende und 
gezielte Angebotspolitik verständigt, die zugleich auch 
einen Beitrag zur Transformation leistet. Am 17. Juli hat 
das Bundeskabinett mit der Wachstumsinitiative nun 49 
konkrete wirtschaftspolitische Maßnahmen beschlossen.

ABBILDUNG: DIE 49 MA�NAHMEN DER INITIATIVE GEMÄ� DEN HANDLUNGSFELDERN DES JWB 2024

Quelle: Eigene Darstellung
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https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/jahreswirtschaftsbericht-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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mit einer Kürzung des Bürgergeldes von 30 Prozent des 
Regelbedarfs für drei Monate rechnen. Weil eine hohe und 
verbindliche Kontaktdichte zwischen Bürgergeldbeziehen-
den und Behörden zudem wichtig für den Vermittlungs-
erfolg ist, soll der Regelbedarf künftig bei Meldeversäum-
nissen um 30 Prozent für einen Monat gekürzt werden 
können. Dies gibt den Jobcentern vor Ort die Möglichkeit, 
auf Pflichtverletzungen früher deutlich zu reagieren und 
klare Anreize zur Arbeitsaufnahme zu setzen.

Zur Erhöhung des Arbeitsangebots ist Deutschland auch 
auf die Zuwanderung qualifizierter Fachkräfte angewiesen. 
Die Bundesregierung will dazu die Einwanderung von Fach- 
und Arbeitskräften von unnötiger Bürokratie entschlacken. 
Um die Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten zu ver-
bessern, will sie eine Genehmigungsfiktion bei der Beschäf-
tigungserlaubnis durch die Ausländerbehörde einführen: 
Wenn die Ausländerbehörde innerhalb von zwei Wochen 
nicht anders entscheidet, gilt die Arbeitserlaubnis als erteilt. 
Der Vorstoß für eine temporäre steuerliche Entlastung von 
Personen, die aus dem Ausland nach Deutschland kommen, 
um hier zu arbeiten, sollte nicht als Ungleichbehandlung 
missinterpretiert werden. Das Instrument kann – ähnlich 
wie in anderen EU-Staaten – zu einer günstigen Migrations-
struktur und damit zu einer mittel- bis langfristigen Stär-
kung des Wirtschaftsstandorts Deutschland beitragen, 
wovon alle Menschen in Deutschland profitieren. 

Ein leistungsfähiger Finanzmarkt ist die Grundlage einer 
wettbewerbsfähigen Wirtschaft und ermöglicht es Inves-
titionen zu finanzieren, Risiken abzusichern, und jungen, 
innovativen Unternehmen zu wachsen. Im Rahmen der 
Wachstumsinitiative setzt die Bundesregierung auf besse-
re Finanzierungsbedingungen insbesondere für Start-ups. 
So sieht die Bundesregierung eine Verbesserung der steu-
erlichen Rahmenbedingungen für Investitionen in Wagnis-
kapital sowie eine Förderung risikoreicherer Anlagen von 
Kapitalsammelstellen durch die Anpassung der Anlagever-
ordnung vor. Ein wesentliches Problem für großvolumige 
Finanzierungsbedarfe von Start-ups oder im Zuge der 
Transformation zur Klimaneutralität ist die bestehende 
Fragmentierung der Kapitalmärkte innerhalb der EU. Die 
Bundesregierung wird sich daher auf EU-Ebene für eine 
ehrgeizige Agenda zur Vollendung der Kapitalmarktunion 
einsetzen.

Der Abbau unnötiger Bürokratie bildet einen weiteren 
Schwerpunkt des Maßnahmenpakets. Ein Instrument, das 
sich bewährt hat, sind die vom BMWK erfolgreich einge-
setzten Praxischecks, bei denen die Problemanalyse aus der 
Perspektive der betroffenen Unternehmen erfolgt. Diese 
werden nun über alle Ressorts der Bundesregierung  
ausgerollt. Damit werden die Praxischecks neben 
den etablierten Verfahren künftig zu einer zwei-
ten Säule des Bürokratieabbaus. Gestärkt wird die 

im Rahmen der nationalen und europäischen Schulden-
regeln besteht – auch einzelne, gezielte nachfrageseitige 
Impulse.

Weiterhin erfüllt das Gesamtpaket den Anspruch einer 
transformativen Angebotspolitik, also einer Angebotspoli-
tik, die einen positiven Beitrag zur ökologischen Transfor-
mation leistet. Dies drückt sich sowohl durch den Maß-
nahmenschwerpunkt im Energiebereich als auch durch 
begleitende Maßnahmen etwa zur Entfesselung neuer 
Formen von Wertschöpfung im Rahmen der Kreislaufwirt-
schaft aus.

SCHWERPUNKTE BEI ARBEITSANREIZEN,  
KAPITALZUGANG UND BÜROKRATIEABBAU

Ein großer Teil des Maßnahmenpaketes ist auf eine  
Verbesserung der Arbeitsanreize sowie eine schnellere 
(Wieder-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt ausgerichtet. 
Die beschlossenen Maßnahmen zielen insbesondere darauf  
ab, die Anreize für eine freiwillige längere Erwerbstätigkeit 
bei Älteren zu verbessern. Hierzu sollen die Arbeitgeber
beiträge zur Arbeitslosen- und Rentenversicherung nach 
Erreichen der Regelaltersgrenze gestrichen und an die Ar-
beitnehmenden ausgezahlt werden. Für einen Durch-
schnittsverdiener würde das aktuell jeden Monat 250 Euro 
netto mehr bedeuten. Außerdem sollen sich Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer neben der Möglichkeit, monat-
liche Zuschläge auf die künftige Rente für das Aufschieben 
des Renteneintritts zu bekommen, auch für eine einmalige 
„Rentenaufschubprämie“ entscheiden können. Zur impli-
ziten Stärkung der finanziellen Anreize von Zweitverdie-
nenden soll die Steuerklassenkombination III/V in das 
Faktorverfahren der Steuerklasse IV überführt werden, 
wodurch der Arbeitslohn bereits unterjährig entsprechend 
den jeweiligen tatsächlichen Einkommensverhältnissen der 
Eheleute besteuert wird. Der Bund wird mit den Ländern 
erörtern, inwiefern hier eine Beschleunigung der bis 2030 
geplanten Umsetzung möglich ist.

Eine gezielte Stärkung der Arbeitsanreize ist auch für Lang-
zeitarbeitslose vorgesehen, die aus dem Bürgergeld heraus 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung aufneh-
men. Sie sollen in Zukunft eine Anschubfinanzierung in 
Form einer Prämie erhalten, die nicht auf andere Transfer-
leistungen angerechnet wird, welche erst außerhalb des 
Bürgergeldes bezogen werden können (Wohngeld, Kinder-
zuschlag). Dadurch lohnt sich für Langzeitarbeitslose die 
Aufnahme einer Beschäftigung deutlich stärker, als dies 
bislang durch z. T. sehr hohe Transferentzugsraten der Fall 
ist. Gleichzeitig sollen im Sinne des Förderns und Forderns 
die Pflichtverletzungen von Mitwirkungspflichten durch 
Bürgergeldbeziehende verschärft sanktioniert werden. Wer 
eine zumutbare Arbeit, Ausbildung oder Eingliederungs-
maßnahme ohne triftigen Grund ablehnt, muss zukünftig 
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BEZAHLBARE ENERGIE UND MEHR FLEXIBILITÄT 
BEI DER ERREICHUNG DER KLIMAZIELE

Ein wesentlicher Schwerpunkt der Wachstumsinitiative 
liegt auf Maßnahmen zur Begrenzung und Reduktion von 
Energiekosten. Mittels eines verlässlichen Investitionsrah-
mens, höherer Flexibilität und konkreter kostensenkender 
Maßnahmen sollen Planungs- und Investitionssicherheit 
deutlich erhöht werden.

Konkret will die Bundesregierung unter anderem das be-
reits bestehende Strompreispaket verstetigen und auswei-
ten. Sie will die Stromsteuer für den jetzigen Kreis der Be-
günstigten dauerhaft auf das EU-Minimum von 0,50 Euro/
MWh (0,05 Cent/kWh) absenken und die bisher bis 2028 
befristete Strompreiskompensation bis 2030 verlängern. 
Ferner will sie sich gegenüber der EU-Kommission dafür 
einsetzen, dass mit der Strompreiskompensation noch 
weitere Bereiche der Wirtschaft entlastet werden können.

Damit die Stromversorgung 2030 zu mindestens 80 Prozent 
aus erneuerbaren Energien stammt, will die Bundesregie-
rung Anreize für eine höhere Flexibilität des Strommarkts 
setzen und den Ausbau erneuerbarer Energien weiterhin 
priorisieren. Der Fokus liegt dabei auf einem zukunftsfähi-
gen, verlässlichen und kosteneffizienten Investitionsrah-
men, der Planungssicherheit schafft und kontinuierlich den 
weiteren Ausbau sicherstellt. Zur Absicherung der Strom-
versorgung soll der Ausbau der erneuerbaren Energien von 
dem bereits vereinbarten Kapazitätsmechanismus für Kraft-
werke begleitet werden, der schon 2028 operativ sein soll. 
Zur Stabilisierung der Netzentgelte will die Bundesregie-
rung die Einführung eines Amortisationskontos prüfen.

Die zügige Umsetzung der Carbon Management-Strategie 
und entsprechender Änderungen des Kohlendioxidspei-
cherungsgesetzes bildet einen weiteren Baustein, um die 
perspektivischen Kosten der Emissionsvermeidung zu re-
duzieren. So sollen die Hürden für die Anwendung von 
Kohlendioxid-Abscheidung und -Speicherung bzw. -Nut-
zung in Deutschland umfassend beseitigt und die Offshore-
Speicherung von CO2 ermöglicht werden.

GESAMTWIRTSCHAFTLICHE EFFEKTE HÄNGEN VON 
ZÜGIGER UMSETZUNG AB

Eine zeitnahe Implementierung der Maßnahmen ist Vor-
aussetzung für die Effektivität des Gesamtpakets. Im Fall 
einer vollständigen Umsetzung des Maßnahmenpakets sind 
gemäß vorläufiger, evidenzbasierter Abschätzungen Wachs-
tumseffekte von gut ½ Prozentpunkt zusätzlichen Brutto-
inlandsprodukts im ersten Jahr möglich. Der geschätzte 
Impuls verteilt sich etwa jeweils hälftig auf mög-
liche Beschäftigungseffekte durch verbesserte 
Arbeitsanreize einschließlich für Langzeitarbeits-

Anwenderperspektive auch durch die Möglichkeit für  
Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen, in einem 
Onlineportal konkrete Vorschläge zum Bürokratieabbau 
einzureichen. Zudem will die Bundesregierung Bürokratie-
lasten begrenzen, die aus EU-Regelungen hervorgehen. Sie 
will dazu EU-Vorschriften 1:1 umsetzen und beispielswei-
se die Berichtspflichten nach dem Lieferkettensorgfalts
pflichtengesetz vollständig durch die nach der Corporate 
Sustainability Reporting Directive (CSRD) notwendigen 
Berichtspflichten ersetzen. Außerdem will sich die Bundes-
regierung bei der EU-Kommission dafür einsetzen, die 
umfangreichen Vorgaben zum Inhalt der Nachhaltigkeits-
berichterstattung nach der CSRD deutlich zu reduzieren. 
Weitere Maßnahmen zum Bürokratieabbau betreffen den 
Datenschutz, wo beispielsweise die Schwelle für eine obli-
gatorische Datenschutzbeauftragte angehoben wird, und 
das Vergaberecht, welches vereinfacht, beschleunigt und 
digitalisiert werden soll, damit sich Unternehmen wieder 
stärker um öffentliche Aufträge bemühen.

In Summe sorgt das Maßnahmenpaket für bessere Rah-
menbedingungen für Investitionen. Als effektives Instru-
ment, um private Investitionen unmittelbar mit geringen 
fiskalischen Kosten anzureizen, haben sich insbesondere 
beschleunigte Abschreibungsmöglichkeiten erwiesen. Da-
her will die Bundesregierung die degressive Abschreibung 
bis 2028 verlängern, den Satz von 20 Prozent auf 25 Prozent 
erhöhen und Sammelabschreibungen vereinfachen. Zudem 
will sie die Bemessungsgrundlage für die Forschungszula-
ge um weitere zwei Millionen auf zwölf Millionen Euro 
anheben, wodurch sich die maximale Zulage pro Jahr auf 
drei Millionen Euro und für kleine und mittlere Unterneh-
men sogar auf 4,2 Millionen Euro erhöht. Im Hinblick auf 
den Wohnungsbau sollen zahlreiche Hürden im Interesse 
eines schnelleren, günstigeren und unbürokratischeren 
Bauens reduziert werden. Gleichzeitig soll der Neubau von 
bezahlbarem Wohnraum durch die Aufstockung des Pro-
gramms für den klimafreundlichen Neubau im Niedrig-
preissegment angereizt werden. Hierzu soll im Jahr 2025 
eine Milliarde Euro bereitgestellt werden. Der Hochlauf der 
zuletzt ins Stocken geratenen Elektromobilität soll insbe-
sondere durch eine rückwirkend gültige Sonderabschrei-
bung für neu zugelassene vollelektrische und vergleichba-
re Nullemissionsfahrzeuge gestärkt werden.

In Summe sorgt das Maßnahmenpaket 
für bessere Rahmenbedingungen für 
Investitionen. 
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fördert der Staat das frühere Ausscheiden aus dem Arbeits-
markt im Alter. Im Bereich der Sozialversicherungen sind 
Vorkehrungen zur Stabilisierung der Lohnnebenkosten zu 
treffen. Innerhalb der EU gilt es, die verbleibenden Poten-
tiale des Binnenmarktes zu heben und die Rahmenbedin-
gungen für Innovation und Produktion zu verbessern. Der 
Blick auf die makroökonomische Entwicklung zeigt aber 
auch, dass die Nachfrageseite nicht gänzlich vernachlässigt 
werden darf. Im besten Fall treffen die Instrumente zusam-
men: So bestehen weiterhin Bedarfe für zusätzliche Inves-
titionen in Bildung, Infrastruktur, Transformation und 
Verteidigung. Dafür sollten die bestehenden fiskalischen 
Spielräume im Rahmen des Grundgesetzes möglichst weit-
gehend ausgeschöpft werden. Gleichzeitig gilt es, die Dis-
kussion bezüglich einer Modernisierung der Finanzverfas-
sung zu konkretisieren.

lose, Ältere und für ausländische Fachkräfte sowie verbes-
serte Rahmenbedingungen und Entlastungen für Unter-
nehmen beispielsweise in den Bereichen Bürokratie, 
Investitionen oder Wettbewerbsfähigkeit. Die Wachstums-
initiative baut auf strukturellen Maßnahmen wie dem Fach-
kräfteeinwanderungs- oder dem Wachstumschancengesetz 
auf, die mit den jetzt beschlossenen angebotsseitigen Maß-
nahmen interagieren und die Wachstumskräfte auch lang-
fristig stärken. Der Gesamteffekt hängt nicht zuletzt von 
den konkreten weiteren Entwicklungen etwa im Bereich 
der Kapitalmarktunion, des Bürokratieabbaus oder der 
Energiemärkte ab. Für eine systematische Evidenzbasierung 
plant das BMWK einen wissenschaftlichen Begleitprozess 
zu den gesamtwirtschaftlichen Effekten der Maßnahmen.

Angesichts einer sich dynamisch verändernden Welt, die 
von zunehmenden geopolitischen Unsicherheiten, dem 
großen Potential neuer Technologien, dem Voranschreiten 
des Klimawandels sowie einer alternden Gesellschaft ge-
prägt ist, ist eine Beruhigung der großen Transformations-
geschwindigkeit nicht absehbar. Mit der Wachstumsinitia-
tive leistet die Bundesregierung einen substanziellen Beitrag 
zur Verbesserung der Standortbedingungen in Deutschland. 
Dabei orientieren sich viele der konkreten Maßnahmen 
auch an den von unabhängigen Institutionen empfohlenen 
Reformschritten. So knüpft das Paket unmittelbar an der 
Analyse des Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im Hinblick auf das 
niedrige Potentialwachstum an und setzt ähnliche inhalt-
liche Schwerpunkte (Kapitalmarkt, Arbeitsangebot). Auch 
der Internationale Währungsfonds und die OECD haben 
zuletzt die Bedeutung von Maßnahmen zur Stärkung des 
Arbeitsvolumens und zur Reduktion unnötiger Bürokratie 
betont. Nicht zuletzt kommt die Bundesregierung durch 
die Wachstumsinitiative in vielen Punkten den länderspe-
zifischen Empfehlungen der EU-Kommission nach. Die 
grundsätzliche Ausrichtung des Reformprozesses orientiert 
sich dabei an den Ausführungen des Jahreswirtschaftsbe-
richts. Damit sich die Maßnahmen unmittelbar in eine 
stärkere wirtschaftliche Dynamik übersetzen, geht es jetzt 
um ihre zügige und effiziente Umsetzung.

Um nachhaltigen Wohlstand zu erzielen, sind aber auch 
Vorkehrungen für mögliche weitere strukturelle Anpassun-
gen in den kommenden Jahren zu treffen. Zu Recht werden 
etwa Reformen der Steuer- und Abgabenstruktur ange-
mahnt. Am Arbeitsmarkt sind weitere Schritte im Interesse 
von Flexibilität und Produktivität möglich. Insbesondere 
Fehlanreize für Zweitverdienende bestehen fort. Weiterhin 

Referat: I A 1 – Grundsatzfragen der Wirtschaftspolitik 

schlaglichter@bmwk.bund.de
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E ine leistungsfähige Wasserstoffinfrastruktur ist un-
abdingbar, um die Energiewende und insbesondere 
die Dekarbonisierung der Industrie voranzutreiben. 

Damit Wasserstoff-Elektrolyseure, -Speicher und -Import-
terminals so schnell wie möglich in Betrieb gehen können, 
sind schlankere und vor allem schnellere Genehmigungs-
verfahren erforderlich. Genau hier setzt das am 29. Mai 2024 
im Bundeskabinett beschlossene Wasserstoffbeschleuni-
gungsgesetz an. Als zentrales Vorhaben der im Jahr 2023 
fortgeschriebenen Nationalen Wasserstoffstrategie schafft 
es die rechtlichen Rahmenbedingungen für den schnellen 
Auf- und Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur. 

Wasserstoffelektrolyse: Bei der Elektrolyse wird Wasser 
unter Einsatz von Strom in Wasserstoff und Sauerstoff 
gespalten.

GESETZ MACHT VERFAHREN SCHNELLER, EINFACHER 
UND DIGITALER

Das Wasserstoffbeschleunigungsgesetz verkürzt, vereinfacht 
und digitalisiert die relevanten Planungs-, Genehmigungs- 
und Vergabeverfahren und verringert regulatorische An-

forderungen. Dies geschieht durch Änderungen im Umwelt- 
und Vergaberecht. Flankierend kommen Änderungen im 
Energiewirtschaftsgesetz, Fernstraßen- und Raumord-
nungsgesetz sowie in der Verwaltungsgerichtsordnung 
hinzu. Konkret sieht das Gesetz unter anderem Höchstfris-
ten für wasserrechtliche Zulassungsverfahren, digitale  
Genehmigungsverfahren, Erleichterungen für den vorzei-
tigen Maßnahmenbeginn, beschleunigte Vergabeverfahren, 
Verkürzungen des Instanzenzuges, beschleunigte Eilver-
fahren sowie die Verringerung des behördlichen Prüfauf-
wandes bei der Modernisierung von Elektrolyseuren vor. 
Von diesen ineinandergreifenden Instrumenten ist ein 
deutlicher Beschleunigungseffekt zu erwarten.

KLARES SIGNAL: WASSERSTOFFHOCHLAUF LIEGT 
IM ÜBERRAGENDEN ÖFFENTLICHEN INTERESSE 

Flankierend zur Verfahrensbeschleunigung ordnet das Was-
serstoffbeschleunigungsgesetz an, dass die Infrastruktur-
vorhaben im Anwendungsbereich des Gesetzes im über-
ragenden öffentlichen Interesse sind – ein Ansatz, der sich 
bei der Beschleunigung des Ausbaus erneuerbarer Energien 
bewährt hat. Hierdurch kommt den Wasserstoffvorhaben 
bei behördlichen Zulassungsverfahren ein be-
sonderes Gewicht zu, weshalb sich diese Vorha-
ben in Abwägungsentscheidungen im Regelfall 

Wasserstoffbeschleunigungsgesetz: 
Bundesregierung stellt Weichen für 
schnellen Wasserstoffhochlauf
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WIE GEHT ES WEITER?

Der Entwurf des Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes be-
findet sich aktuell im parlamentarischen Verfahren. Die 
erste Lesung im Bundestag fand am 28. Juni 2024 statt.  
Zudem erfolgte eine erste Befassung des Bundesrats am  
5. Juli 2024. Ein Inkrafttreten wird bis Ende des Jahres an-
gestrebt, damit Industrie und Wirtschaft möglichst schnell 
von den vielfältigen Erleichterungen des Gesetzes profi-
tieren können.

Das Wasserstoffbeschleunigungsgesetz ist Teil eines grö-
ßeren Gesetzespakets der Bundesregierung zur Beschleu-
nigung der Planungs- und Genehmigungsverfahren für 
Wasserstoffprojekte. So sollen vereinfachte und unbüro-
kratische Voraussetzungen für die Genehmigung von Elek-
trolyseuren durch eine Novelle der 4. Bundesimmissions-
schutz-Verordnung (BImSchV) geschaffen werden. 
Zusätzlich entfallen und verschlanken sich behördliche 
Prüfungen durch eine Anpassung des Umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetzes (UVPG) im Rahmen des Bürokratie-
entlastungsgesetzes (BEG IV). In der anstehenden Bau-
rechtsnovelle sollen darüber hinaus Erleichterungen für 
Elektrolyseure im Bauplanungsrecht erfolgen.

gegenüber anderen Belangen – wie etwa dem Denkmal-
schutz – durchsetzen. Die hohe politische Priorität, die der 
schnelle Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft hat, schlägt 
somit direkt auf die Zulassungsverfahren durch.

KLIMAFREUNDLICHE HERSTELLUNG VON WASSER-
STOFF IM MITTELPUNKT

Das Gesetz schafft einen besonderen Anreiz für die klima-
freundliche Wasserstofferzeugung, indem das überragende 
öffentliche Interesse nur für Elektrolyseure eingeräumt 
wird, die hauptsächlich Strom aus erneuerbaren Energien 
(EE-Strom) nutzen. Dafür legt das Gesetz einfache und pra-
xisnahe Kriterien fest: Elektrolyseure liegen dann im über-
ragenden öffentlichen Interesse, wenn sie direkt an eine 
EE-Anlage angeschlossen sind oder wenn Betreiber bei der 
Antragstellung ihre Absicht erklären, bis Ende 2029 min-
destens 80 Prozent EE-Strom zu beziehen. Ab 2030 gelten 
diese Erfordernisse nicht mehr, da davon ausgegangen wer-
den kann, dass dann auch der Strom aus dem Energiever-
sorgungsnetz zu mindestens 80 Prozent aus erneuerbaren 
Energien stammen wird.

AUGENMASS BEI DER ZULASSUNG VON ELEKTRO-
LYSEUREN MIT HOHEM WASSERVERBRAUCH

Da die Wasserstoffherstellung durch Elektrolyse erhebliche 
Wassermengen benötigt, sorgt das Gesetz für ausgewogene 
Regelungen zur Wasserentnahme. Insbesondere dem Schutz 
der Trinkwasserversorgung wird eine hohe Bedeutung bei-
gemessen. In Fällen, in denen die Wasserentnahme durch 
Elektrolyseure die öffentliche Wasserversorgung oder den 
Wasserhaushalt erheblich beeinträchtigen kann, findet das 
überragende öffentliche Interesse daher keine Anwendung. 
So wird sichergestellt, dass sich die Wasserstofferzeugung 
nicht nachteilig etwa auf die öffentliche Trinkwasserver-
sorgung oder auf von Wassermangel betroffene Gebiete 
auswirkt. 

Referat: KB4 – Rechtsfragen des Klimaschutzes, Governance, 
Planungsbeschleunigung

schlaglichter@bmwk.bund.de

Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 29. Mai 2024:  
www.bmwk.de/Wasserstoffbeschleunigungsgesetz 
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nur unter erschwerten Bedingungen zugreifen. So musste 
die Ministerialbürokratie lange nach einer Lösung suchen, 
um die Daten aus den Corona-Hilfsprogrammen zu Evalu-
ierungszwecken nutzen zu dürfen. Aus diesem Grund liegen 
bisher noch keine Evaluierungsergebnisse für die Corona-
Hilfsmaßnahmen für Deutschland vor und somit fehlt es 
bisher an gesichertem Wissen darüber, ob die Maßnahmen 
überhaupt wirksam und effektiv waren. Mittlerweile sind 
zwar die Daten im Grundsatz verfügbar und es wurden 
Evaluierungsaufträge erteilt. Aus administrativen Gründen 
werden die Daten jedoch weiterhin noch nicht genutzt.

Mangelnde Datenverknüpfbarkeit ist auch ein Hindernis 
für evidenzbasierte Arbeitsmarktpolitik. Das zeigt sich etwa 
bei der Evaluierung des Mindestlohns, die aufgrund feh-
lender Verknüpfungsmöglichkeiten daran leidet, dass in der 
Vergangenheit auf Basis administrativer Daten keine Stun-
denlöhne ermittelt werden konnten, so dass die durch die 
Einführung oder Erhöhung des Mindestlohns betroffenen 
Personen in den Daten nicht eindeutig zu identifizieren 
sind. Aus demselben Grund lassen sich ge-
schlechtsspezifische Lohnunterschiede nur 
schwer ermitteln. Auch die Frage, wie Frauen und 

I n Deutschland werden viele Personendaten erhoben, 
die für die angewandte Forschung und die Wirtschafts-
statistik von großem Interesse sind. Aufgrund teilwei-

se bestehender einzelgesetzlicher Beschränkungen können 
die an verschiedenen Stellen erhobenen Daten jedoch teil-
weise nicht miteinander verknüpft werden, wodurch ihre 
Nutzbarkeit stark eingeschränkt wird. Um auszuloten, wel-
che Regelungen zur rechtssicheren Verknüpfung personen-
bezogener Daten möglich wären, hat das BMWK ein Gut-
achten in Auftrag gegeben.1 Es wurde nun veröffentlicht.

FEHLENDE DATEN FÜR DIE EVIDENZBASIERTE 
WIRTSCHAFTSPOLITIK

In den vergangenen beiden Krisen – der Corona-Krise und 
der Ukraine-Krise – hat sich gezeigt, dass für viele Analysen 
relevante Daten in Deutschland derzeit gar nicht oder nur 
mit größerer Zeitverzögerung zur Verfügung stehen. Dieser 
Mangel in der Datenverfügbarkeit erschwert die Umsetzung 
einer evidenzbasierten Wirtschaftspolitik. Die Wirtschafts-
statistik und die Wirtschaftsforschung können auf viele 
(Mikro-)Daten, die als analytische Grundlage für wirt-
schaftspolitische Entscheidungen wichtig sind, nicht oder 

Verknüpfung von Personendaten  
für Wirtschaftsstatistik und 
Wirtschaftsforschung – Ergebnisse  
eines Rechtsgutachtens

1	� Der vollständige Titel des Gutachtens lautet „Mögliche Regelungen zur rechtssicheren Verknüpfung und Übermittlung von Personendaten zu wirt-
schaftsstatistischen Zwecken und für die Wirtschaftsforschung in bestehenden einfachgesetzlichen Regelungen und im Rahmen eines Forschungs-
datengesetzes (FDG)“ und wird auf Anfrage gerne übermittelt.
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restriktiven deutschen Datenzugangs auf Daten anderer 
(europäischer) Länder aus, um Aussagen zu gewinnen. Dies 
hat den Nachteil, dass Forschungsergebnisse dann häufig 
nicht auf den institutionellen Rahmen in Deutschland über-
tragbar sind.

BESONDERES HEMMNIS: DATEN LIEGEN IN SILOS

Um die Datenverfügbarkeit für die Forschung zu verbessern, 
sieht der Koalitionsvertrag unter anderem ein Forschungs-
datengesetz (FDG) noch in dieser Legislaturperiode vor. Eine 
interministerielle Arbeitsgruppe (unter Beteiligung des 
Statistischen Bundesamtes) hat zunächst wesentliche Hür-
den identifiziert, die für die schlechte Versorgung der Öf-
fentlichkeit mit (wirtschafts-)statistischen Informationen 
und relevanten Forschungsergebnissen verantwortlich sind. 
Schwierigkeiten bei der Verknüpfung von teilweise an 
unterschiedlichen Stellen vorliegenden Daten haben sich 
dabei als besonders relevanter Faktor herausgestellt. Die AG 
hat daher beschlossen, dieses Thema tiefer zu prüfen. Das 
BMWK hat diesen Prüfauftrag für die Wirtschaftsstatistik 
und Wirtschaftsforschung mit dem jetzt vorliegenden 
Rechtsgutachten umgesetzt, das der renommierte Experte 
für Statistik- und Datenschutzrecht Prof. Dr. Jürgen Kühling 
verfasst hat. 

GUTACHTEN: UMFASSENDE ERLAUBNISTATBESTÄNDE 
ZULÄSSIG

Im Gutachten wird anhand des Beispiels zweier For-
schungsprojekte (Arbeitsmarkteffekte von Globalisierung 
und Digitalisierung sowie Arbeitsangebotsentscheidun-
gen im familiären Kontext) geprüft, welche gesetzlichen  
Anpassungen konkret nötig wären, um diese Projekte mit 
deutschen Daten vollständig durchführen zu können. 
Darüber hinaus hat das Gutachten den rechtlichen Rah-
men analysiert, den die Verfassung, deutsche 
und europäische Gesetze sowie die Rechtspre-
chung vorgeben und in dem sich Regelungen 

Männer über den Umfang ihres Arbeitsangebots im fami-
liären Kontext entscheiden, lässt sich nur unzureichend 
beantworten, da administrative Daten keine Auskunft zum 
familiären Hintergrund (etwa der Anzahl an Kindern im 
Haushalt) geben.

… UND FÜR DIE FORSCHUNG

Unter der ungünstigen Datenlage leiden nicht nur die evi-
denzbasierte Wirtschaftspolitik und die ihr zugrunde lie-
gende angewandte Wirtschaftsforschung. Auch die Wirt-
schaftsforschung im Allgemeinen wird dadurch erheblich 
eingeschränkt. Da Verknüpfungen von Daten aus unter-
schiedlichen Quellen in Deutschland nicht möglich sind 
(häufig betrifft dies die Verknüpfung von Daten des Statis-
tischen Bundesamtes mit Daten des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung bzw. der Bundesagentur für 
Arbeit), können viele exzellente Forschungsprojekte nicht 
umfassend durchgeführt werden. Bei einem gemeinsam mit 
dem Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) durchgeführten Werkstattgespräch wurden einige 
Projekte vorgestellt, die an den geltenden rechtlichen Vor-
gaben des Bundesstatistikgesetzes (BStatG) oder anderer 
gesetzlicher Regelungen gescheitert sind (siehe den unten 
zitierten Beitrag in den Schlaglichtern der Wirtschaftspoli-
tik, 04/2024). 

Es zeigt sich einerseits, dass die Datenlage in Deutschland 
heterogen ist. So sind beispielsweise im Bereich der Arbeits-
marktstatistik Datenverknüpfungen für die Forschung teil-
weise zulässig, während diese im Geltungsbereich des 
BStatG teilweise nicht zulässig sind. Auch zeigt sich, dass in 
anderen europäischen Ländern, für die derselbe europäische 
Datenschutzrahmen (DS-GVO) gilt, die Datenverfügbarkeit 
und die Möglichkeiten der Datenverknüpfung besser sind. 
So wurden beispielsweise in Frankreich bereits 2022 erste 
Ergebnisse zur Evaluierung der Corona-Hilfsmaßnahmen 
vorgelegt. Häufig weichen Forschende, die ihre Methoden 
gerne auf Deutschland anwenden würden, aufgrund des 
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schung und -statistik mit unterschiedlichen, teils sehr stren-
gen und engen, Anforderungen sowie Rechtsunsicherheiten 
in der Anwendung. Die derzeitige Rechtslage sei für Daten-
nutzer unerfreulich und wenig forschungsfreundlich.  
Anhand der beiden Forschungsprojekte zeigt das Gutachten, 
dass einerseits zusätzliche Verknüpfungsmöglichkeiten im 
BStatG nötig wären, die zur Klarstellung ggf. entsprechend 
im Sozialgesetzbuch gespiegelt werden sollten. Andererseits 
sei auch die Abgabenordnung einschlägig und müsste ent-
sprechend geändert werden. Das Gutachten entwickelt 
konkrete Normvorschläge für das BStatG, das FDG, die  
Sozialgesetzbücher und die Abgabenordnung.

BESSERE VERKNÜPFUNGSMÖGLICHKEITEN IM 
FORSCHUNGSDATENGESETZ

Die im Gutachten entwickelten Normvorschläge gehen über 
die Wirtschaftsstatistik und die Wirtschaftsforschung hin-
aus und weisen den Weg zu bereichsübergreifenden for-
schungs- und statistikfreundlichen Lösungen für eine bes-
sere Verknüpfung und Übermittlung von Daten. Aus Sicht 
des BMWK sollten diese im Rahmen der anstehenden  
Anpassungen im Bundesstatistikgesetz und in weiteren 
Fachgesetzen sowie im Forschungsdatengesetz selbst um-
gesetzt werden.

zur Datennutzung und -verknüpfung für Statistik und 
Forschung bewegen müssen. Ganz konkret beschreibt das 
Gutachten anhand der bestehenden Gesetze die derzeiti-
gen Steuerungsvorgaben für die Verarbeitung und Ver-
knüpfung von Daten. Auf Basis dieser Analysen entwickelt 
das Gutachten konkrete Normvorschläge, wie sie im Bun-
desstatistikgesetz, in den Sozialgesetzbüchern, der Abga-
benordnung und im Forschungsdatengesetz umgesetzt 
werden könnten, um Datenverknüpfungen forschungs- 
und statistikfreundlich auszugestalten. 

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass der beschrie-
bene Rechtsrahmen nicht zuletzt aufgrund der in der  
DS-GVO beabsichtigten Privilegierung von Statistik und 
Forschung umfassende einfachgesetzliche Erlaubnistatbe-
stände für wirtschaftsstatistik- und -forschungsfreundliche 
Verknüpfungs- und Übermittlungsregelungen ermöglicht. 
Allerdings seien hierzu klare Vorgaben und prozedurale wie 
institutionelle Begleitbestimmungen nötig, wie sie üblicher-
weise in den entsprechenden Regelwerken vorgesehen sind. 
Das Gutachten verweist darauf, dass gerade Verknüpfungs-
möglichkeiten von Datensätzen keineswegs einseitig die 
Intensität des mit der Erhebung verbundenen staatlichen 
Eingriffs gegenüber privaten Haushalten und Unternehmen 
erhöhen, sondern diese zugleich reduzieren, da sie dazu 
beitragen können, belastende Mehrfacherhebungen von 
Daten zu verhindern. Zudem sprechen nach Ansicht des 
Verfassers gewichtige Belange der verfassungsrechtlichen 
Forschungsfreiheit gem. Art. 5 Abs. 3 GG, die Funktionsfä-
higkeit der Statistik und ergänzend auch Kosteneffizienz-
gesichtspunkte für weit gefasste Verarbeitungstatbestände 
einschließlich Verknüpfungsmöglichkeiten.

Im deutschen Recht findet sich laut Gutachten eine Vielzahl 
spezifischer Legitimationstatbestände zur Verknüpfung und 
Übermittlung von Daten zu Zwecken der Wirtschaftsfor-

Referat: IC3 – Wachstum, Demographie, Statistik

schlaglichter@bmwk.bund.de

BMWK (2024): Datenverknüpfung für Statistik und Forschung – 
ein Werkstatgespräch, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, 
04/2024

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2024/04/06-datenverknuepfung-fuer-statistik-und-forschung.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2024/04/06-datenverknuepfung-fuer-statistik-und-forschung.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2024/04/06-datenverknuepfung-fuer-statistik-und-forschung.html
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Im Rahmen des „Fit-for 55“-Pakets hat sich die EU im 
Jahr 2023 darauf geeinigt, das EU-Emissionshandels-
system (EU-EHS) zu stärken, den Emissionshandel auf 

zusätzliche Sektoren auszuweiten, ein CO2-Grenzausgleichs-
system (CBAM) und einen Klima-Sozialfonds (KSF) einzu-
richten.  Deutschland und die EU unterstützen Griechenland 
nun bei der Umsetzung dieser Maßnahmen mit einer Ko-
finanzierung durch das EU-Programm TSI (Instrument für 
technische Unterstützung), das den Mitgliedstaaten maß-
geschneidertes technisches Fachwissen für die Konzeption 
und Durchführung von Reformen zur Verfügung stellt.

TSI AM BEISPIEL DES NEUVORHABENS CLIMA+ IN 
GRIECHENLAND 

Seit Mai 2024 und bis Ende 2025 führt die Deutsche Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) das Neu-
vorhaben CLIMA+ im Auftrag des BMWK und mit einer 
Kofinanzierung der EU-Kommission in Griechenland durch. 
Der EU-Anteil beträgt 900.000 Euro, der deutsche Anteil 

rund 300.000 Euro. Die Partner auf griechischer Seite sind 
das Ministerium für Umwelt und Energie und das Ministe-
rium für Volkswirtschaft und Finanzen. 

Im Rahmen des Projekts CLIMA+ wird die griechische  
Regierung dabei unterstützt, einen Klima-Sozialplan zu ent-
wickeln. Dieser ist Voraussetzung, um Mittel aus dem Klima-
Sozialfonds (KSF) zu erhalten. Der KSF zielt darauf ab, 
insbesondere die sozialen Auswirkungen zu verringern, die 
mit der Ausweitung des Emissionshandels auf die Sektoren 
Gebäude- und Straßenverkehr einhergehen. Die GIZ berät 
zudem das griechische Ministerium für Umwelt und Ener-
gie insbesondere dazu, wie es die notwendigen adminis
trativen Prozesse für die Erweiterung des Emissionshandels 
etablieren kann. Darüber hinaus unterstützt das Projekt die 
griechische Regierung dabei, Mittel für Klimaschutzmaß-
nahmen aus dem EU-Modernisierungsfonds zu mobilisieren. 
Schließlich werden im CLIMA+-Projekt Vorschlä-
ge entwickelt, wie sich das neue CO2-Grenzaus-
gleichssystem in Griechenland umsetzen lässt. 

EU-Programm TSI: 
Klimavorhaben in Griechenland 
gestartet
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•	 Fachleute aus den nationalen Verwaltungen der  
EU-Mitgliedstaaten (TAIEX)

•	 internationale Organisationen

•	 Unternehmen und Beratungsfirmen

•	 Sachverständige der Privatwirtschaft

Dieses hat zum Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Industrie gegenüber importierten Produkten aus 
Ländern mit niedrigeren Emissionsstandards zu stärken. 

So trägt das TSI-Programm zu mehr Klimaschutz, einer ge-
stärkten Wettbewerbsfähigkeit und sozialem Ausgleich in 
Griechenland bei. 

INSTRUMENT FÜR TECHNISCHE UNTERSTÜTZUNG 
(TSI – TECHNICAL SUPPORT INSTRUMENT)

TSI ist ein Instrument für technische Unterstützung und hilft 
Mitgliedstaaten bei der Durchführung von Strukturreformen. 
Zuständig innerhalb der Europäischen Kommission ist die 
Generaldirektion „Unterstützung von Strukturreformen“ (GD 
REFORM).

Ein EU-Mitgliedstaat, der technische Unterstützung erhal-
ten möchte, stellt über die nationale Koordinierungsbehör-
de einen entsprechenden Antrag bei der Kommission. Ein-
sendeschluss für diesen Antrag ist jeweils der 31. Oktober. 
Die Kommission prüft die eingegangenen Anträge und 
nimmt mit den nationalen Koordinierungsbehörden Kon-
takt auf, um den spezifischen Bedarf des Landes und die 
Optionen zu bewerten, die für die Unterstützung der Aus-
arbeitung und Durchführung von Reformen zur Verfügung 
stehen. Die Unterstützung kann direkt durch internes Fach-
wissen der Kommission erfolgen oder durch externe An-
bietende mit technischer Unterstützung, z. B.:

Referate:  
EB6 – Internationale Verwaltungspartnerschaften (inkl. 
EU-Twinning), Regierungsberatung

KB3 – Europäische Klimapolitik, Europäische Klimaschutz
initiative

EB1 – Aspekte der EU-Wirtschafts- und Finanzpolitik,  
Europäische Investitionsbank, Mehrjähriger Finanzrahmen, 
Bund-Länder 

TSI@bmwk.bund.de 

schlaglichter@bmwk.bund.de

BMWK (2023): Erfolgreicher reformieren mit europäischer Förde-
rung, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, 05/2023

Informationen der EU-Kommission zum Instrument für  
technische Unterstützung (TSI)

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA
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mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2023/05/07-erfolgreicher-reformieren-mit-europaeischer-foerderung.html
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https://commission.europa.eu/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/technical-support-instrument/technical-support-instrument-tsi_de#stellen-die-eu-mittel-im-rahmen-der-indirekten-mittelverwaltung-ausführen
https://commission.europa.eu/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/technical-support-instrument/technical-support-instrument-tsi_de#stellen-die-eu-mittel-im-rahmen-der-indirekten-mittelverwaltung-ausführen
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Am 3. Juli hat die Bundesregierung 
den Gleichwertigkeitsbericht 

2024 beschlossen und veröffentlicht. 
Der Bericht ist Ausdruck des Bekennt-
nisses der Bundesregierung für starke 
und lebenswerte Regionen in ganz 
Deutschland.

NEUE, UMFASSENDE DATEN-
GRUNDLAGE ZU DEN LEBENSVER-
HÄLTNISSEN IN DEUTSCHLAND

Mit dem Gleichwertigkeitsbericht 
beschreibt die Bundesregierung den 
Stand und die Entwicklung der 
Lebensverhältnisse der Bürgerinnen 
und Bürger vor Ort. Basis der Analyse 
sind verfügbare Indikatoren wie auch 
die Ergebnisse einer eigens durchge-
führten und umfassenden Befragung 
von Bürgerinnen und Bürgern in allen 
400 Kreisen und kreisfreien Städten 
Deutschlands. Dies ermöglicht eine 
Verknüpfung der objektiv messbaren 
Entwicklungen mit subjektiven Ein-
schätzungen und schafft damit eine 
neue, evidenzbasierte Grundlage für 
die Gleichwertigkeitspolitik der Bun-
desregierung. Zudem werden in dem 
Bericht die zahlreichen Maßnahmen 
der Bundesregierung zur Stärkung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse 
erstmals systematisch beschrieben 

und eingeordnet sowie die räumliche 
Verteilung und Wirkung wichtiger 
regionalpolitischer Programme über-
prüft. Mehr zum Gleichwertigkeitsbe-
richt erfahren Sie in der kommenden 
Ausgabe.

WEICHEN FÜR EINE WEITER
ENTWICKLUNG DER GLEICH
WERTIGKEITSPOLITIK WERDEN 
GESTELLT

Auf Grundlage des Berichts wird die 
Bundesregierung ihre Politik zur Stär-
kung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse weiterentwickeln, insbesondere 
mit Blick auf das „Gesamtdeutsche 
Fördersystem für strukturschwache 
Regionen“ (GFS). Unmittelbar mit 
Beschluss des Berichts wurde dazu 
ein Folgeprozess eingeleitet. Dieser 
wird auch Gelegenheiten zur Beteili-
gung von Akteurinnen und Akteuren 
aus Wirtschaft, Gesellschaft und Wis-
senschaft bieten.

ÖFFENTLICHE KONSULTATION 
SOLL WICHTIGE IMPULSE GEBEN

Ein Bestandteil des Folgeprozesses ist 
eine öffentliche Konsultation mit 
spezifischen Fragen zum Gleichwer-
tigkeitsbericht und zum GFS, aber 

auch mit allgemeinen Fragen zur 
Einschätzung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse in Deutschland. 
Sie ist am 4. Juli gestartet und läuft 
noch bis zum 12. September. Mit der 
Konsultation sollen einerseits Orga-
nisationen, Verbände, (kommunale) 
Verwaltungen, Forschungsinstitute 
und Unternehmen erreicht werden, 
die mit ihrer Expertise und ihren 
Erfahrungen konkrete Ideen und 
Vorschläge einbringen können. 
Andererseits sind auch die Einschät-
zungen von Bürgerinnen und Bür-
gern gefragt. Der Online-Fragebo-
gen steht allen Interessierten offen 
und kann von Privatpersonen auch 
anonym ausgefüllt werden.

Hier gelangen Sie zur Konsultation.

Referat: ID1 – Struktur- und 
Regionalpolitik 

schlaglichter@bmwk.bund.de

Pressemitteilung zur Konsultation: 
www.bmwk.de/Redaktion/DE/
oeffentliche-konsultation

Gleichwertigkeitsbericht der 
Bundesregierung: www.bmwk.de/
gleichwertigkeitsbericht-der-
bundesregierung

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

Öffentliche Konsultation zur 
Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen  
in Deutschland: Nehmen Sie teil!

KURZ & KNAPP

https://konsultation.bmwk.de/LinkCollector?key=1YTHLZ58J235
mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/07/20240704-oeffentliche-konsultation.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/07/20240704-oeffentliche-konsultation.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/gleichwertigkeitsbericht-der-bundesregierung-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=40
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/gleichwertigkeitsbericht-der-bundesregierung-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=40
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/gleichwertigkeitsbericht-der-bundesregierung-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=40
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Termine 

AUGUST 2024

06.08.2024 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Juni

07.08.2024 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Juni

13.08.2024 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im August“

OKTOBER 2024

07.10.2024 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im August

07./08.10.2024 ECOFIN (Luxemburg)

08.10.2024 Produktion im Produzierenden Gewerbe im August

14.10.2024 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Oktober“

14.10.2024 Umweltministerrat (Luxemburg)

17./18.10.2024 Informelles Handelsministertreffen 

SEPTEMBER 2024

05./06.09.2024 Informelles Ministertreffen EU-Kohäsionspolitik

05.09.2024 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Juli

06.09.2024 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Juli

13.09.2024 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im September“

13./14.09.2024 Informelles Ministertreffen Eurogruppe/Wirtschaft- und Finanzen (Ungarn)

24.09.2024 Wirtschaftsministertreffen mit den sechs Staaten des Westbalkans im Rahmen des Berlin-Prozesses

26.09.2024 Ministertreffen Wettbewerbsfähigkeit (Brüssel)



K
KONJUNKTUR



S C H L A G L IC H T E R _ 0 8 |24 _KO N J U N K T U R 23

WIRTSCHAFTLICHE ERHOLUNG VERZÖGERT SICH 
WEITER

Die wirtschaftliche Entwicklung scheint im Frühsommer 
erneut ins Stocken gekommen zu sein, die allgemein er-
wartete konjunkturelle Erholung dürfte sich damit weiter 
verzögern. Die jüngste Eintrübung der Stimmungsindika-
toren und die erneuten Rückgänge bei Auftragseingängen 
und Produktion zeigen eine anhaltende Schwäche in der 
stark exportorientierten deutschen Industrie, auch wenn 
die jüngsten Zahlen infolge von Brückentagen im Mai etwas 
nach unten verzerrt sein können. 

Nachdem der außergewöhnlich hohe Auftragsbestand in 
der Industrie infolge der Corona-Krise und der damit zu-
sammenhängenden Materialengpässe seit längerer Zeit für 
eine Stabilisierung der Produktion gesorgt hatten, scheint 
dieser Puffer nunmehr zunehmend abgebaut zu sein. 
Gleichzeitig erweisen sich die weiterhin rückläufigen Auf-
tragseingänge, insbesondere aus dem Ausland, zunehmend 
als Bremse für eine nachhaltige Erholung der Industriekon-
junktur. Allerdings dürfte die Aufhellung der außenwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen, trotz anhaltender han-
dels- und geopolitischer Unsicherheiten, im weiteren 
Jahresverlauf zu einer Trendwende in der Industrieproduk-
tion führen.

Auch mit Blick auf die Entwicklung des privaten Verbrauchs 
haben sich die jüngsten Stimmungsindikatoren, wie der 
GfK-Konsumklimaindex und das HDE-Konsumbarometer, 
zuletzt etwas eingetrübt und damit den vorherigen  
Aufwärtstrend abgeschwächt. Dennoch sollte sich die bin-
nenwirtschaftliche Nachfrage angesichts der insgesamt 
robusten Beschäftigungsentwicklung, moderater Verbrau-
cherpreissteigerungen und steigender Realeinkommen 
zunehmend beleben. Nicht zuletzt ist infolge der Fußball-
EM ein kleiner, positiver Impuls im zweiten Quartal 2024 
zu erwarten, von dem vor allem die konsumnahen Wirt-
schaftsbereiche wie Einzelhandel, Gastronomie und Beher-
bergungsgewerbe profitieren dürften.

Mit der jüngsten Einigung auf einen Regierungsentwurf für 
den Bundeshaushalt 2025, den Finanzplan bis 2028 und der 
Vorlage einer umfassenden Wachstumsinitiative, 
die durch stärkere Arbeitsanreize, Investitions-
förderung und steuerliche Entlastungen Wachs-

1,	� In diesem Bericht werden Daten genutzt, die bis zum 15. Juli 2024 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Veränderungsraten 
gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preis-, kalender- und saisonbereinigter Daten.

DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE
in Deutschland im Juli 20241,

Die Abschwächung der jüngsten Stimmungs- und Konjunkturindika-
toren deutet auf ein Stocken der wirtschaftlichen Erholung im Früh-
sommer hin. Die nach wie vor schwache Auslandsnachfrage in der 
Industrie kann durch die noch verhaltene binnenwirtschaftliche Bele-
bung nur zum Teil kompensiert werden. Temporär positive Effekte 
dürften in den konsumnahen Wirtschaftsbereichen kurzfristig von der 
Fußball-EM ausgehen, bevor im weiteren Jahresverlauf steigende 
Realeinkommen, eine robuste Beschäftigungsentwicklung und zuneh-
mende Impulse von der Außenwirtschaft zu einer breiteren wirtschaft-
lichen Belebung führen. 

Bei der Produktion im Produzierenden Gewerbe gab es zuletzt einen 
Dämpfer. Sie ging im Mai preis-, kalender- und saisonbereinigt um 
2,5 % gegenüber dem Vormonat zurück. Sowohl die Bauproduktion als 
auch die Industrieproduktion wurden um 3,3 % bzw. 2,9 % zurückge-
fahren. In den besonders energieintensiven Industriezweigen konnte 
die Herstellung mit +0,2 % leicht zulegen. Im weniger schwankungsan-
fälligen Dreimonatsvergleich ergab sich in der Industrie ein leichtes 
Plus von +0,4 %, getragen von den Bereichen der Konsumgüter (+1,3 %) 
und der Vorleistungsgüter (+0,9 %). Die Nachfrageschwäche bei den 
Investitionsgütern führt dort zu einem Rückgang um 0,3 %.

Der Einzelhandel tendierte im April etwas schwächer (Mai-Zahlen 
liegen noch nicht vor). Die preisbereinigten Umsätze im Einzelhandel 
(ohne Kfz) sind ggü. dem Vormonat geringfügig um 0,2 % gesunken. 
Gegenüber April 2023 meldete der Einzelhandel ein leichtes reales 
Umsatzplus von 0,3 %. Die Aufhellung der Frühindikatoren hat zuletzt 
einen leichten Dämpfer erfahren, der positive Trend der vergangenen 
Monate deutet jedoch auf eine Konjunkturbelebung in der zweiten 
Jahreshälfte hin.

Die Inflationsrate ist im Juni leicht auf +2,2 % gefallen. Im Mai war 
sie vor allem aufgrund eines Basiseffekts aus der Einführung des 
49-Euro-Tickets im Mai 2023 mit +2,4 % leicht angestiegen. Die Kern-
rate (ohne Energie und Nahrung) verringerte sich im Juni geringfügig 
auf +2,9 %. Die Preise für Nahrungsmittel erhöhten sich im Vergleich 
zum Vorjahresmonat um 1,1 %. Die Energiepreise waren im Juni gegen-
über dem Vorjahresmonat mit 2,1 % wieder stärker rückläufig als im 
Mai. Im weiteren Jahresverlauf dürften die inflationsdämpfenden Fak-
toren die Oberhand behalten.

Die Arbeitsmarktzahlen senden angesichts der schwachen Konjunk-
turdynamik auch im Juni gemischte Signale aus: Die registrierte 
Arbeitslosigkeit nahm saisonbereinigt um 19.000 Personen zu, die 
Unterbeschäftigung stieg um 16.000 Personen. Gleichzeitig haben die 
Erwerbstätigkeit im Mai mit +20.000 Personen sowie die sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung im April mit +44.000 gegenüber den 
Vormonaten zuletzt saisonbereinigt erneut zugenommen. Frühindika-
toren deuten darauf hin, dass sich die Entwicklung auf dem Arbeits-
markt weiterhin verhalten fortsetzen dürfte.

Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen lag im April nach endgülti-
gen Ergebnissen um 5,8 % höher als im März. Im Vergleich zum Vor-
jahresmonat betrug der Anstieg 33,5 %. Der IWH-Insolvenztrend weist 
im Juni 2024 mit 1.169 Insolvenzen von Personen- und Kapitalgesell-
schaften den zuvor prognostizierten zweiten Rückgang in Folge aus. 
Im gesamten 1. Halbjahr 2024 beträgt der Anstieg gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum laut IWH-Zahlen 35,1 %. 

IN KÜRZE
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EINKAUFSMANAGERINDEX WELT 
S&P GLOBAL

Quellen: S&P Global, Macrobond
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IM VERARBEITENDEN GEWERBE
Monate, Volumenindex 2021 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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die begonnenen Zinssenkungen aber die Erholung der In-
dustriekonjunktur, besonders in den europäischen Ländern, 
im weiteren Verlauf stützen.

tumsimpulse geben soll, hat die Bundesregierung die 
Grundlage für eine verlässliche, investitions- und wachs-
tumsorientierte Finanz- und Wirtschaftspolitik gelegt. Dies 
dürfte das Vertrauen in den Unternehmen wie auch der 
Verbraucherinnen und Verbraucher stärken und die Pers-
pektiven für eine wirtschaftliche Belebung in der zweiten 
Jahreshälfte verbessern.

WELTWIRTSCHAFT WEITER AUF  
ERHOLUNGSKURS

Die globale Industriekonjunktur kommt erst allmählich 
wieder in Gang. Im April ist die weltweite Industrieproduk-
tion saisonbereinigt um 0,4 % gegenüber dem Vormonat 
gestiegen, damit lag sie im Vergleich zum Vorjahresmonat 
mit 2,2 % im Plus. Frühindikatoren deuten auf eine weitere 
verhaltene Expansion der globalen Industrieproduktion 
hin: Der Stimmungsindikator von S&P Global ist im Juni 
um 0,8 Punkte auf 52,9 Punkte gefallen, nachdem er im Mai 
um 0,4 Punkte gestiegen war. Er liegt aber weiterhin über 
der Wachstumsschwelle von 50 Punkten. Der jüngste Rück-
gang geht maßgeblich auf den Dienstleistungsbereich zu-
rück (von 54,0 auf 53,1 Punkte), während die Stimmung im 
Verarbeitenden Gewerbe nahezu unverändert blieb (von 
51,0 auf 50,9 Punkte). Für den Euroraum zeichnen aktuelle 
Stimmungsindikatoren zuletzt ein gemischtes Bild: Wäh-
rend es laut Umfragen unter Investoren weiter in kleinen 
Schritten bergauf gehen dürfte, blieben Einkaufsmanager-
indizes im Juni – vor allem dank einer robusten Entwick-
lung im Dienstleistungsbereich – zwar noch leicht über der 
Wachstumsschwelle; sie signalisieren aber zum Ende des 
zweiten Quartals wieder eine schwächere Dynamik als zu-
vor. Insgesamt dürften die gesunkenen Energiepreise sowie 

Auch der Welthandel scheint sich – unter Schwankungen 
– weiter zu stabilisieren. Im April nahm er saisonbereinigt 
um 1,5 % gegenüber dem Vormonat zu, nachdem er zuvor 
um 1,1 % gefallen war. Damit übertraf er im April sein Vor-
jahresniveau um 1,8 %. Für das zweite Quartal zeichnet sich 
eine weitere Belebung des weltweiten Warenhandels ab: Der 
RWI/ISL-Containerumschlag-Index ist im Mai saisonbe-
reinigt von 129,1 auf 129,9 Punkte gestiegen. Während der 
Containerumschlag in den chinesischen Häfen zwar ge-
sunken ist, kam es beim Nordrange-Index für europäische 
Häfen nach einem Rücksetzer im Vormonat wieder zu ei-
nem deutlichen Zuwachs. Mit der erwarteten Erholung in 
wichtigen Abnehmerländern und dem Anziehen des Welt-
handels, v. a. mit Industrieerzeugnissen, dürfte sich das 
deutsche Auslandsgeschäft in der zweiten Jahreshälfte wei-
ter erholen.  

AUSSENHANDEL ERHÄLT DÄMPFER

Der Außenhandel konnte seinen Aufwärtstrend zuletzt 
nicht fortsetzen. Im Mai haben sich die nominalen Aus-
fuhren von Waren und Dienstleistungen gegenüber dem 
Vormonat saison- und kalenderbereinigt mit -2,0 % spür-
bar verringert. Maßgeblich war der Warenhandel mit Län-
dern außerhalb der EU, der im Vormonatsvergleich um 
4,9 % zurückging; der Handel mit Ländern der EU ver-
ringerte sich um 2,5 %. Die Einfuhren von Waren und 
Dienstleistungen nahmen um 5,5 % gegenüber April 2024 
noch deutlicher ab, vor allem im Zuge der um 8,9 % deut-
lich gesunkenen Lieferungen aus der EU; die 
Importe aus Nicht-EU-Ländern lagen um 4,0 % 
niedriger. Damit erhielt die seit Jahreswende zu 
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AUSSENHANDEL*

4.Q. 1.Q. März Apr. Mai

WARENHANDEL UND DIENSTLEISTUNGEN (Zahlungsbilanzstatistik)
Veränderung ggü. Vorperiode in % (saisonbereinigt)

AUSFUHR -1,6 3,7 1,2 1,1 -2,0

EINFUHR -1,3 2,0 0,7 2,2 -5,5

AUSSENHANDEL MIT WAREN NACH LÄNDERN (Außenhandelsstatistik)
Veränderung ggü. Vorjahr in % (Ursprungswerte) 

AUSFUHR -5,0 -2,9 -8,2 12,3 -3,8
Eurozone -5,8 -3,5 -6,3 7,5 -4,1

EU Nicht-Eurozone -5,0 1,8 -1,7 8,7 -1,3
Drittländer -4,2 -4,0 -11,9 18,2 -4,3

EINFUHR -13,1 -7,5 -8,7 6,4 -10,0
Eurozone -9,1 -5,8 -9,7 7,4 -12,5

EU Nicht-Eurozone -3,6 -2,3 -7,7 10,0 -10,9
Drittländer -18,7 -10,6 -8,3 4,4 -7,7

* Angaben in jeweiligen Preisen
Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

unverändert. In realer Betrachtung dürften die Rückgänge 
also bei den Aus- und Einfuhren nur leicht höher ausgefal-
len sein. 

Frühindikatoren geben gemischte Signale hinsichtlich der 
weiteren Entwicklung des Auslandsgeschäfts. Die Auftrags-
eingänge aus dem Ausland haben sich im Mai ggü. dem 
Vormonat saisonbereinigt um 2,8 % deutlich verringert, 
nachdem sie bereits im April um 1,0 % zurückgegangen 
waren. Besonders aus dem Nicht-Euroraum gingen mit 
-4,6 % weniger Bestellungen ein. Die ifo Exporterwartungen 
sind im Juni auf -1,0 Punkte gefallen. Im Mai hatten sie 
erstmals seit April 2023 wieder im positiven Bereich gelegen. 
Der Indikator lässt gegenwärtig keine klare Richtung er-
kennen. Wichtige Exportbranchen wie Automobilsektor, 
Maschinenbau, Chemische Industrie und Elektrische Aus-
rüstungen gehen von einem in etwa konstanten Auslands-
geschäft aus.

Die Erholung des deutschen Außenhandels scheint sich 
damit zu verzögern. Die jüngsten Außenhandelsdaten ha-
ben enttäuscht und die Frühindikatoren fallen überwiegend 
zurückhaltend aus. Vor diesem Hintergrund und angesichts 
weiter bestehender geo- und handelspolitischer Risiken 
dürfte sich das deutsche Auslandsgeschäfts zunächst noch 
recht verhalten entwickeln.

ABBAU DER AUFTRAGSBESTÄNDE UND  
NACHFRAGESCHWÄCHE DÄMPFEN PRODUKTION 

Auch bei der Produktion im Produzierenden Gewerbe kam 
es zuletzt zu einem Rücksetzer. Nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes ging sie im Mai preis-, kalender- und 
saisonbereinigt um 2,5 % gegenüber dem Vormonat zurück. 
Im April hatte der Ausstoß in etwa stagniert. Zuletzt wurde 
nicht nur die Ausbringung im Bausektor um 3,3 % zurück-
gefahren. Auch die Industrieproduktion wurde um 2,9 % 
gedrosselt. Demgegenüber konnte die Energieproduktion 
mit einem Plus von 2,6 % erneut gesteigert werden. 

Die Produktionsschwäche im Mai war in einer Reihe von 
Wirtschaftszweigen festzustellen: Die größten Rückgänge 
verbuchten die Bereiche elektrische Ausrüstungen (-7,2 %), 
Maschinenbau (-5,9 %), pharmazeutische Erzeugnisse 
(-5,4 %) und Kfz/Kfz-Teile (-5,2 %). Hersteller von Getränken 
(+3,2 %), chemischen Erzeugnissen (+2,4 %) sowie Nahrungs- 
und Futtermitteln (+1,4 %) konnten ihren Output hingegen 
erhöhen. Auch in den besonders energieintensiven Indus-
triezweigen konnte die Herstellung um 0,2 % erneut leicht 
zulegen.

Im weniger schwankungsanfälligen Dreimonats-
vergleich ergab sich in der Industrie ein leichtes 
Plus von 0,4 %, getragen von den Bereichen der 

beobachtende Erholung des Außenhandels einen Dämp-
fer, sowohl bei den Ausfuhren als auch bei den Einfuhren. 
Im weniger schwankungsanfälligen Dreimonatsvergleich 
lagen die Ex- und Importe aber mit 2,2 % bzw. 3,5 % weiter 
im Plus. Der monatliche Handelsbilanzüberschuss lag an-
gesichts der stärkeren Abnahme der Importe im Vergleich 
zu den Exporten mit 21,2 Milliarden Euro höher als im 
Vormonat.

Die Einfuhrpreise haben sich im Mai saisonbereinigt gering-
fügig um 0,1 % gegenüber dem Vormonat erhöht, die Aus-
fuhrpreise mit +0,2 % nur etwas mehr. Damit blieben die 
Terms of Trade im Vormonatsvergleich mit +0,1 % nahezu 

in Milliarden Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Zahlungsbilanzstatistik Deutsche Bundesbank (BBk)
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Zusammen mit der jüngsten Eintrübung der Geschäfts
erwartungen im Verarbeitenden Gewerbe deuten die an-
haltenden Rückgänge bei den Auftragseingängen zunächst 
noch auf eine eher verhaltene Industriekonjunktur in den 
kommenden Monaten hin. Erst im Zuge der weiteren  
Erholung des Welthandels und der allmählichen Belebung 
der Nachfrage nach Industrieerzeugnissen dürften sich 
Auftragseingänge und Produktion stabilisieren. 

AUFWÄRTSTREND BEI VERBRAUCHERSTIMMUNG 
UNTERBROCHEN

Umsatzzahlen des Einzelhandels für den Berichtsmonat Mai 
veröffentlicht das Statistische Bundesamt voraussichtlich 
erst Ende Juli. Im April sind die preisbereinigten Umsätze 
im Einzelhandel (ohne Kfz) gegenüber dem Vormonat ge-
ringfügig um 0,2 % gesunken. Gegenüber April 2023 mel-
dete der Einzelhandel ein leichtes reales Umsatzplus von 
0,3 %. Der Handel mit Lebensmitteln weist mit -3,1 % im 
Vormonats- wie auch mit -0,8 % im Vorjahresvergleich rück-
läufige Umsätze auf. Der Umsatz im Internet- und Versand-
handel erhöhte sich im April um 3,6 % gegenüber dem  
Vormonat bzw. 0,6 % gegenüber dem Vorjahr. Umsatzstei-
gerungen sind im Vormonatsvergleich zudem beim Handel 
mit IKT- und Datenverarbeitungsgeräten festzustellen. Neu-
zulassungen von Pkw insgesamt sind im Juni um 9,8 % ge-
stiegen, im Vergleich zum Vorjahresmonat lagen sie um 
6,1 % höher. Im aussagekräftigeren Zwei-Monatsvergleich 
nahmen die Zulassungen gegenüber dem Vor-
monat um 4,5 % zu. Bei den PKW-Neuzulassun-
gen durch Privatpersonen ergab sich im Juni im 

Konsumgüter (+1,3 %) und der Vorleistungsgüter (+0,9 %). 
Die Nachfrageschwäche bei den Investitionsgütern führt 
dort zu einem Rückgang um 0,3 %. Im Baugewerbe war in-
folge der zuvor kräftigen Ausweitung im Dreimonatsver-
gleich mit +0,1 % eine Stagnation zu verzeichnen. 

Der Abwärtstrend bei den Neuaufträgen setzt sich im Mai 
fort. Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe sind 
gegenüber dem Vormonat preis-, kalender- und saisonbe-
reinigt um 1,6 % zurückgegangen. Im April waren sie laut 
revidierten Angaben um 0,6 % gefallen. Für den erneuten 
Rückgang war ein merklicher Orderrückgang aus dem Aus-
land um -2,8 %, v. a. bei den Ländern außerhalb des Euro-
raums (-4,6 %) verantwortlich. Die Nachfrage aus dem In-
land expandierte dagegen mit +0,5 % leicht. Anders als im 
Vormonat gingen im Mai überdurchschnittlich viele Groß-
aufträge ein. Die um Großaufträge bereinigten Auftrags-
eingänge lagen mit 2,2 % gegenüber dem Vormonat im 
Minus. Im Dreimonatsvergleich bleiben die Auftragsein-
gänge mit -6,2 % deutlich abwärtsgerichtet, sowohl aus dem 
Inland (-6,4 %) als auch aus dem Ausland (-6,1 %).

INDUSTRIE

Veränderung ggü. Vorzeitraum in % 
(Volumen, saisonbereinigt)

4.Q. 1.Q. März Apr. Mai
PRODUKTION
Insgesamt -2,2 0,3 -0,2 0,4 -2,9

Vorleistungsgüter -3,5 1,4 0,1 -0,7 -2,7
Investitionsgüter -1,0 -1,6 0,2 0,9 -4,0
Konsumgüter -3,1 3,5 -1,8 1,1 -0,2

UMSÄTZE
Insgesamt -1,4 -0,4 -0,4 -1,0 -0,7

Inland -1,9 0,0 -0,7 -0,8 -3,9
Ausland -0,9 -0,7 0,1 -1,3 2,2

AUFTRAGSEINGÄNGE
Insgesamt 2,4 -4,4 -0,9 -0,6 -1,6

Inland 2,4 -5,7 -3,4 0,0 0,5
Ausland 2,4 -3,6 0,8 -1,0 -2,8
Vorleistungsgüter 1,6 -4,1 -0,4 -1,5 1,4
Investitionsgüter 3,1 -4,7 -1,4 -0,4 -4,3
Konsumgüter 1,3 -4,2 1,2 0,4 4,9

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Volumenindex (2021 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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In den einzelnen Wirtschaftszweigen des Verarbeitenden 
Gewerbes fiel die Entwicklung unterschiedlich aus: Wäh-
rend weniger Bestellungen in den gewichtigen Branchen 
Maschinenbau (-1,9 %), Kfz/Kfz-Teile (-2,9 %), bei den Her-
stellern pharmazeutischen Erzeugnisse (-2,4 %) sowie im 
sonst. Fahrzeugbau (-19,2 %) eingingen, nahmen sie in den 
Bereichen Daten-, elektrische und optische Geräte (+11,2 %), 
Metallerzeugung und  bearbeitung (+3,8 %) sowie Chemie 
(+1,7 %) spürbar zu. 
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zugelegt. Die Energiepreise waren im Juni gegenüber dem 
Vorjahresmonat mit -2,1 % wieder stärker rückläufig als im 
Mai, als sie sich um 1,1 % verringert hatten. Im Bereich der 
Dienstleistungen lag der Preisauftrieb unverändert bei 
+3,9 % und damit weiterhin überdurchschnittlich. 

Auf den vorgelagerten Wirtschaftsstufen sind im Vorjahres-
vergleich weiterhin Preisrückgänge zu beobachten. Die Er-
zeugerpreise gingen im Mai um 2,2 % gegenüber dem Vor-
jahresmonat zurück. Im April hatte die Rate bei -3,3 % 
gelegen. Ausschlaggebend waren nach wie vor die Preis-
rückgänge bei Energie. Im Vergleich zum Vormonat blieben 
die Erzeugerpreise im Mai unverändert. Die Einfuhrpreise 
lagen im Mai um 0,4 % unter dem Vorjahresmonat und ha-
ben sich damit gegenüber dem Vormonat nicht verändert. 
Die Verkaufspreise im Großhandel sind im Mai im Vorjah-
resvergleich um 0,7 % gefallen. Gegenüber dem Vormonat 
stiegen sie geringfügig um 0,1 %. 

An den Spotmärkten erhöhten sich zuletzt die Preise für 
Erdgas wieder. Aktuell liegt der TTF Base Load mit knapp 
31 Euro/MWh etwa 16 % über dem Niveau des Vorjahres. 
Gegenüber dem Vormonat sanken sie um rd. 10 %. Die 
Markterwartungen deuten darauf hin, dass sich die Erdgas-
preise in den kommenden Quartalen um 30 Euro/MWh 
bewegen werden. 

Alles in allem dürfte die Inflationsentwicklung 
im weiteren Jahresverlauf vor dem Hintergrund 
der Preisrückgänge auf den vorgelagerten Wirt-

Vormonatsvergleich eine Zunahme um 10,0 %. In der Zwei-
Monats-Betrachtung ist – nach hohen Schwankungen in 
den Vormonaten – ein Plus von 6,1 % zu konstatieren. Pkw-
Neuzulassungen von Unternehmen und Selbstständigen 
nahmen im Mai um 9,6 % zu.

Bei der Stimmung der privaten Haushalte in Deutschland, 
gemessen am GfK-Konsumklimaindex und dem HDE-Kon-
sumbarometer, deutet sich zuletzt ein Dämpfer an: Das 
HDE-Konsumbarometer fiel im Juli – nach fünf Anstiegen 
in Folge – leicht um 1,1 Punkte. Auch der Aufwärtstrend 
beim Konsumklima ist laut GfK im Juni sowie Juli (Progno-
se) vorerst gestoppt, wobei sich sowohl Einkommenserwar-
tungen als auch Anschaffungs- sowie Sparneigung negativ 
auswirkten. Insgesamt ist die Erholung der Verbraucher-
stimmung in Deutschland aktuell vorerst zum Stillstand 
gekommen. Im Zuge steigender Löhne, zunehmender Er-
werbstätigkeit und rückläufiger Inflationsraten dürfte sich 
der private Konsum in der zweiten Jahreshälfte jedoch 
spürbar beleben.

VERBRAUCHERPREISINDEX

Veränderung in % ggü. Vormonat ggü.  
Vorjahresmonat

Ma. Jun. Mai Jun.

Insgesamt 0,1 0,1 2,4 2,2

Insgesamt ohne Energie  
und Nahrungsmittel  
(Kerninflation)

0,3 0,3 3,0 2,9

Nahrungsmittel -0,2 0,3 0,6 1,1

Wohnung, Betriebskosten 0,0 0,1 1,2 1,3

Gesundheitspflege 0,0 0,2 2,7 2,9

Verkehr 0,0 -0,6 2,6 1,6
Nachrichtenübermittlung 0,1 -0,1 -0,7 -0,7
Freizeit, Unterhaltung, Kultur 0,8 0,7 1,8 1,4

Bildungswesen 0,1 0,0 4,9 4,9
Beherbergungs- u. Gaststät-
tendienstl. 0,6 0,8 6,3 6,5

Energie -1,3 -1,1 -1,1 -2,1

Kraftstoffe -2,3 -2,5 2,2 -0,6

Dienstleistungen 0,5 0,4 3,9 3,9
Insgesamt (saisonbereinigt) 0,2 0,1 - - 

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

EINZELHANDELSUMSATZ OHNE HANDEL MIT KFZ
Volumenindex 2015 = 100, saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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INFLATIONSRATE ZULETZT WIEDER GEFALLEN 

Die Inflationsrate (Preisniveauanstieg binnen Jahresfrist) 
ist im Juni wieder leicht gesunken. Sie lag mit +2,2 % wieder 
auf ihrem Wert von März und April, nachdem sie im Mai 
mit +2,4 % infolge eines Basiseffekts aus der Einführung des 
49-Euro-Ticket im Mai 2023 angestiegen. Die Kernrate (ohne 
Energie und Nahrung) verringerte sich im Juni geringfügig 
auf 2,9 %, nachdem sie im Mai +3,0 % betragen hatte. 

Die Preise für Nahrungsmittel erhöhten sich im Vergleich 
zum Vorjahresmonat um 1,1 %; im Mai hatten sie um +0,6 % 
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ANSTIEG DER UNTERNEHMENSINSOLVENZEN  
PAUSIERT LAUT FRÜHINDIKATOREN

Im April stieg die Zahl der Unternehmensinsolvenzen nach 
endgültigen Ergebnissen um 5,8 % gegenüber März. Im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat April 2023 betrug der Anstieg 
33,5 %. Mit 1.906 Fällen wurde der höchste Wert seit März 
2017 (1.933) verzeichnet. In den ersten vier Monaten des 
Jahres 2024 lagen die Unternehmensinsolvenzen insgesamt 
28,3 % höher als im Vorjahreszeitraum sowie 4,1 % über dem 
Mittelwert des Vergleichszeitraums 2016 bis 2019. Als Ursa-
chen für das weiterhin dynamische Insolvenz-
geschehen werden eine Reihe von Entwicklungen 
gesehen, darunter die immer noch verhaltene 

ARBEITSMARKT

ARBEITSLOSE (SGB II und III)
1.Q. 2.Q. Apr. Mai Jun.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,796 2,733 2,750 2,723 2,727
ggü. Vorjahr in 1.000 186 171 164 179 172

ggü. Vorperiode in 1.000* 28 45 12 25 19
Arbeitslosenquote 6,1 5,9 6,0 5,8 5,8

ERWERBSTÄTIGE (Inland)

4.Q. 1.Q. März Apr. Mai

in Mio. (Ursprungszahlen) 46,2 45,8 45,8 45,9 46,0
ggü. Vorjahr in 1.000 212 128 100 109 116
ggü. Vorperiode in 1.000* 21 38 9 26 20

SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTE

4.Q. 1.Q. Feb. März Apr.

in Mio. (Ursprungszahlen) 35,1 34,8 34,8 34,8 34,9
ggü. Vorjahr in 1.000 221 172 174 136 183
ggü. Vorperiode in 1.000* 52 45 11 -3 44

* kalender- und saisonbereinigte Angaben
Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

ARBEITSLOSIGKEIT UND 
UNTERBESCHÄFTIGUNG (in 1.000)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), IAB, Deutsche Bundesbank (BBk)

2021 2022 2023 2024

Unterbeschäftigung (ohne Kurzarbeit), Ursprung
Unterbeschäftigung (ohne Kurzarbeit), saisonbereinigt

Arbeitslose, Ursprung
Arbeitslose, saisonbereinigt
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schaftsstufen, moderater Energiebörsenpreise, der Wir-
kung der geldpolitischen Straffungen der EZB, angemes-
sener Tarifabschlüsse sowie einer Normalisierung der 
Gewinnmargen der Unternehmen tendenziell weiter 
nachlassen.

ARBEITSMARKT WEITER VON SCHWACHER  
KONJUNKTURDYNAMIK GEPRÄGT  

Die Arbeitsmarktzahlen senden weiterhin gemischte Sig-
nale aus: Die registrierte Arbeitslosigkeit nahm saisonbe-
reinigt um 19.000 Personen zu, die Unterbeschäftigung stieg 
um 16.000 Personen. Gleichzeitig haben die Erwerbstätigkeit 
im Mai um 20.000 Personen sowie die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung im April um +44.000 gegenüber 
den Vormonaten zuletzt saisonbereinigt erneut zugenom-
men. Die konjunkturelle Kurzarbeit ist im April auf 242.000 
Personen gestiegen, die Anzeigen von Kurzarbeit bei der BA 
sind im Juni gegenüber dem Vormonat in etwa unverändert 
geblieben.

Aktuelle Frühindikatoren sprechen für eine Fortsetzung 
des bisherigen Trends: Die Zahl der bei der BA gemeldeten 
Stellen ist weiter rückläufig und die Einstellungsbereit-
schaft der Unternehmen hat laut ifo Beschäftigungs
barometer im Juni wieder leicht abgenommen. Das IAB-
Arbeitsmarktbarometer gibt im Juni einen neutralen 
Arbeitsmarktausblick, wobei die Beschäftigungskompo-
nente sich leicht positiv und die Arbeitslosigkeitskompo-
nente leicht negativ entwickelt. Die erwartete gesamtwirt-
schaftliche Erholung dürfte sich am Arbeitsmarkt erst 
verzögert niederschlagen. 
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Konjunkturentwicklung sowie Nachholeffekte aus den 
durch Sonderregelungen geprägten Vorjahren mit histo-
risch niedrigen Insolvenzzahlen.

Der IWH-Insolvenztrend weist im Juni 2024 mit 1.169 In-
solvenzen von Personen- und Kapitalgesellschaften den 
zuvor prognostizierten zweiten Rückgang in Folge aus.  
Die Zahl sank gegenüber dem Vormonat Mai um 8,0 %  
(Mai: -7,0 %). Bezogen auf das erste Halbjahr 2024 beträgt 
der Anstieg gegenüber dem Vorjahreszeitraum 35,1 %. Im 
Juli erwartet das IWH wieder einen leichten Anstieg der 
Insolvenzzahlen. Für die weiteren Monate ist laut IWH noch 
kein stabiler Trend erkennbar.
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BIP NOWCAST FÜR DAS ZWEITE  
UND DRITTE QUARTAL 2024

Das Modell des Nowcast schätzt für das zweite und 
dritte Quartal 2024 aktuell einen preis-, saison- und 

kalenderbereinigten Rückgang des Bruttoinlandspro-
dukts gegenüber dem Vorquartal um jeweils 0,3 %. Der 
Nowcast liefert eine täglich aktualisierte, rein technische, 
zeitreihenanalytische Prognose der Wirtschaftsleistung un-
abhängig von der Einschätzung der Bundesregierung und 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz. 
Erste Ergebnisse zur wirtschaftlichen Entwicklung im zwei-
ten Quartal 2024 werden vom Statistischen Bundesamt am 
30. Juli 2024 veröffentlicht („Schnellmeldung“).  

Die Abbildung veranschaulicht die Entwicklung des Now-
cast im Zeitverlauf. Der Schätzwert für das 2. Quartal 
schwankte seit erstmaliger Berechnung Anfang Januar bis 
Mitte März zunächst zwischen +0,2 % und +0,3 %. Auftrieb 
ergab sich durch Meldungen zu gestiegenen Kfz-Neuzu-
lassungen für Januar in Deutschland, zum Arbeitsmarkt in 
Frankreich und zu Industrieumsätzen in Italien. Dämpfer 
kamen aber von Berichten einer verhaltenen Industriekon-
junktur, widergespiegelt durch Umsätze und Auftragsein-
gänge in der deutschen Industrie.  Zudem war im Frühjahr 
auch ein Auf und Ab bei den Stimmungsindikatoren von 
Unternehmen und Verbrauchern zu beobachten, etwa von 
Einkaufsmanagerindizes (PMIs), der ZEW Konjunkturerwar-
tungen oder des ifo Geschäftsklimas. Bis Ende März über-
wogen aber die positiven Signale – auch zu Produktions-
ausweitungen der deutschen Industrie – sodass der Nowcast 
auf +0,5 % anstieg.

Mitte April führten enttäuschende US-amerikanische 
Arbeitsmarktzahlen für den Berichtsmonat April zunächst 

zu einer Absenkung des Nowcasts auf +0,3 %. Anschließend 
kletterte der Schätzer durch zuversichtliche ZEW Kon-
junkturerwartungen und den aufwärtsgerichteten PMI für 
Dienstleistungen in Deutschland für den Berichtsmonat 
April auf seinen Höchststand von +0,7 %. Von hier aus folg-
te der Nowcast aber einem Negativtrend bis zu seinem 
derzeitigen Stand von -0,3 %. Verantwortlich dafür waren 
ein abgekühltes Geschäftsklima, abwärtsgerichtete PMIs 
und enttäuschende Meldungen zum deutschen Außen-
handel sowie zu Auftragseingängen und Produktion in der 
deutschen Industrie. 

Der Nowcast für das dritte Quartal 2024 liegt aktuell bei 
-0,3 %. Der Schätzwert bewegte sich nach der ersten Be-
rechnung Anfang April von seinem Startpunkt +0,3 % seit-
wärts. Dabei gleichen sich negative Zahlen für den PMI für 
Dienstleistungen in Deutschland und positive Meldungen 
zum Geschäftsklima im Eurogebiet wie auch zum deutschen 
BIP im ersten Quartal aus. Bis Ende Mai erreichte der Now-
cast durch verbesserte ZEW Konjunkturerwartungen und 
einem Anstieg des PMI im deutschen Verarbeitenden Ge-
werbe einen Wert von +0,5 %. Mitte Juni brach der Nowcast 
allerdings ein auf -0, 3 %, hauptsächlich aufgrund des ver-
haltenen Verlaufs am US-amerikanischen Arbeitsmarkt, 
eingetrübte ZEW Konjunkturerwartungen und revidierte 
Zahlen beim PMI im Verarbeitenden Gewerbe für Deutsch-
land und den Euroraum. 

1;    �Für nähere Erläuterungen zur Methode, den verwendeten Daten und der Interpretation des Modells siehe Senftleben und Strohsal (2019): „Now-
casting: Ein Echtzeit-Indikator für die Konjunkturanalyse“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Juli 2019, Seite 12-15, und Andreini, Hasenzagl, 
Reichlin, Senftleben und Strohsal (2020) „Nowcasting German GDP“, CEPR DP14323.

Der Nowcast für die saison- und kalenderbereinigte Verände
rungsrate des preisbereinigten BIP beträgt sowohl für das zweite 
als auch für das dritte Quartal 2024 -0,3 % (Stand 9. Juli).1;

IN KÜRZE

Das Modell zur Prognose des deutschen Bruttoinlandsprodukts 
wird von Now-Casting Economics Ltd. betrieben. Der hier ver-
öffentlichte Nowcast ist eine rein technische, modellbasierte 
Prognose. Die Schätzungen sind mit einer hohen statistischen 
Unsicherheit behaftet, die mit Modellprognosen immer einher-
geht. Es handelt sich bei dem Nowcast weder um die Prognose 
des BMWK noch um die offizielle Projektion der Bundesregierung.

DAS MODELL
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ENTWICKLUNG DES BIP NOWCAST FÜR DAS 2. UND 3. QUARTAL 2024 IN %

Quelle: Now-Casting Economics Ltd.

Q2 2024, saison- und kalenderbereinigtes Wachstum gegenüber Vorquartal Q3 2024, saison- und kalenderbereinigtes Wachstum gegenüber Vorquartal 
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MONETÄRE ENTWICKLUNG

Die EZB hat ihre Leitzinsen in ihrer letzten Sitzung am 18. Juli 

nach der im Juni erfolgten, erwarteten Senkung um je 25 Basis-

punkte unverändert gelassen. Die Finanzierungsbedingungen für 

private Haushalte, Unternehmen und Staaten haben sich im letz-

ten Quartal im Großen und Ganzen wenig verändert. Der Euro 

notiert seit Jahresbeginn 2023 gegenüber dem US-Dollar nahezu 

unverändert, hat gegen das britische Pfund leicht ab- und gegen 

den Yen aufgewertet.   

IN KÜRZE Turnusgemäß hat die EZB hat auch ihre Prognosen aktua-
lisiert. Im Vergleich zu ihrer letzten Prognose im März sieht 
die EZB für die Eurozone nun etwas mehr Wirtschafts-
wachstum in diesem Jahr (0,9 %; vorher 0,6 %), aber etwas 
weniger im nächsten (1,4 %; vorher 1,5 %). Die Inflations-
prognosen wurden für 2024 (2,5 %; vorher 2,3  %) und 2025 
(2,2 %; vorher 2,0 %) etwas nach oben korrigiert. Die Prog-
nosen für 2026 blieben unverändert. Die EZB-Prognosen 
ähneln damit jenen von KOM, IWF und OECD.

GELDPOLITISCHER KURS DER EZB

Zinsen: Die EZB hat am 06.06.24 wie erwartet die Leitzin-
sen um je 25 Basispunkte erstmals wieder gesenkt. In der 
jüngsten Sitzung am 18. Juli hingegen hat sie die Zinsen 
unverändert gelassen. Sie betragen nun 4,25 % für Haupt-
refinanzierungsgeschäfte, 4,50 % für den Spitzenrefinan-
zierungssatz und 3,75 % bei der Einlagefazilität. Weiterhin 
lehnt die EZB explizit jede Vorfestlegung auf weitere Zins-
schritte ab. Zinsentscheidungen treffe man wie zuvor 
datenabhängig und meeting-by-meeting. Auf der Presse-
konferenz betonte EZB-Präsidentin Lagarde, dass man u. a. 
das Lohnwachstum in der zweiten Jahreshälfte 
genau beobachten werde. Eine weitere Zins
senkung mit dem nächsten turnusmäßigen  

INFLATION

Die Inflation ist nach fallender Tendenz in den ersten vier 
Monaten zwischenzeitlich wieder leicht angestiegen und 
lag im Juni bei 2,5 % in der Eurozone. Das Spektrum der 
Raten der einzelnen Euroländer variiert bei einer Amplitu-
de von durchschnittlich 4,9 %-Punkten im Juni – von zuletzt 
0,6 % in Finnland bis 5,5 % in Belgien (Abb. 1).1; Die Energie-
preise stiegen im letzten Quartal durchschnittlich wieder 
leicht um 0,2 %, die Lebensmittelpreise im selben Zeitraum 
weiter um 2,5 %. Die Kernrate der Inflation, also ohne die 
stark schwankenden Preise für Energie und Nahrungsmit-
tel, betrug zuletzt 2,9 %. 

ABB. 2: BLICK NACH VORNE
EZB-In�ationsprognosen, jährlich (%)

März-Prognose Juni-Prognose EZB-Ziel

Quellen: EZB für Prognosen, Eurostat, Macrobond für historische Daten

In % ggü. Vorjahr, bezogen auf den Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI). Die Bandbreite zeigt die höchsten und niedrigsten In�ationsraten der einzelnen Euroländer an. 
Juni-Werte vorläu�g.

ABB. 1: BLICK ZURÜCK
In�ation in der Eurozone, monatlich (%)
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1;	 Gemessen auf Basis des über die Eurozone Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI).
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Prognose-Update im September erscheint dennoch im Be-
reich des Möglichen.

Wertpapierankaufprogramme: Die Einstellung der Wert-
papierankaufprogramme blieb ebenfalls unverändert. Das 
Quantitative Tightening, also der Abbau der Portfolios 
durch keine (beim APP)/immer weniger (beim PEPP) Re
investitionen von fällig werdenden Posten, geht weiter. Die 
EZB-Bilanz belief sich im Juni auf 6.522 Mrd. Euro (etwa 
45 % des BIP der Eurozone). Das sind rund 1/4 weniger als 
zum Höhepunkt im Mai 2022 – die Bilanz normalisiert sich 
also allmählich. En détail zu APP und PEPP: 

•	 Die Bestände des regulären Ankaufprogramms APP 
(2.835 Mrd.  Euro/43 % der EZB-Bilanz) schrumpfen wei
ter, nachdem die EZB letzten Sommer hier die Rein-
vestitionen fällig werdender Posten eingestellt hat.

•	 Die Bestände des Notfallprogramms PEPP (1.660 Mrd. 
Euro/25 % der EZB-Bilanz) blieben zuletzt konstant. 
Aber auch hier will die EZB von Juli bis Ende des Jahres 
nur noch die Hälfte aller fällig werdenden Posten (ca. 
7,5 Mrd. Euro/Monat) reinvestieren. 2025 sollen die 
PEPP-Reinvestitionen eingestellt werden, sodass auch 
das PEPP dann auslaufen wird. Die EZB nutzt PEPP-Re-
investitionen weiter „flexibel“, kauft also Staatsanleihen 
bestimmter Euroländer bevorzugt an. Dies tut sie, um 
Fragmentierung zu verhindern, also das zu starke Aus-
einanderdriften der Spreads (Zinsaufschlag ggü. Bun-
desanleihen mit gleicher Laufzeit) der Euroländer. 

Neues operatives Rahmenwerk: Darüber hinaus hatte die 
EZB bereits im März angekündigt, dass sie im September ihr 
operatives Rahmenwerk anpassen wird. Dabei geht es dar-
um, wie sich Banken künftig Liquidität beschaffen, also 
Mittel zum kurzfristigen Begleichen von Schulden. Die EZB 
will Liquidität künftig wieder mehr über ihre regulären Auk-
tionen als über den Ankauf von Wertpapieren steuern. Letz-

teres hat die Banken im Laufe der letzten Jahre sehr große 
Überschussliquidität aufbauen lassen (s.a. unten, Abb. 7). 
Dazu will die EZB den Abstand zwischen Einlage- und 
Hauptrefinanzierungssatz verkleinern. Außerdem sollen 
mittelfristig neue langfristige Kredite (LTROs) vergeben und 
ein „strukturelles“ Anleiheportfolio eingerichtet werden. 
Damit will sich die EZB auch für Maßnahmen im Rahmen 
ihres zweiten Mandates, der „Unterstützung der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik der EU“, öffnen. 

FINANZIERUNGSBEDINGUNGEN

Die nominalen Kreditzinsen sind für Unternehmen weiter 
höher als in Zeiten der Staatsschuldenkrise vor 13 Jahren 
– haben aber ihren Zenit hinter sich gelassen. Immobilien-
kreditzinsen sind mittlerweile sogar etwas niedriger als zu 
ihrem Höhepunkt während der Staatsschuldenkrise. Unter-
nehmen zahlten im letzten Quartal durchschnittlich 5,2 % 
Zinsen in der Eurozone insgesamt und 5,4 % in Deutschland. 
Im gleichen Zeitraum zahlten private Haushalte für einen 
Immobilienkredit 3,7 % in der Eurozone ebenso wie in 
Deutschland (Abb. 4).

ABB. 4: ZINSEN AUF UNTERNEHMENSANLEIHEN UND 
FINANZIERUNGSKOSTEN FÜR PRIVATE HAUSHALTE
In %

Quelle: EZB, Macrobond
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ABB. 3: EZB-BILANZ
In Mrd. Euro

Quellen: EZB, Macrobond, eigene Berechnungen
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binnen der letzten drei Monate leicht gefallen – mit Aus-
nahme der französischen Anleihen. Deren Spread gegen-
über Bundesanleihen lag zwischenzeitlich auf Rekordni-
veau. Deutsche Bundesanleihen notierten zuletzt um 2,5 % 
(Abb. 5). Die höchsten Zinsen gibt es bei italienischen Staats-
anleihen; sie lagen zuletzt bei 3,8 % mit einem Spread zu 
Deutschland von 132 Basispunkten. EU-Anleihen (hier für 
NGEU) rentierten zuletzt bei 3,0 % mit einem 
Spread von 59 Basispunkten.
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Die ausstehende Menge von Krediten an Haushalte sank von 
März bis Mai (letzter Datenpunkt) in der Eurozone um 
durchschnittlich 0,2 % im Vergleich zum Vorjahr. Dagegen 
stieg in Deutschland die Kreditmenge an Haushalte um 
durchschnittlich 0,6 %. Die Kreditmenge an Unternehmen 
in der Eurozone stieg im gleichen Zeitraum um durch-
schnittlich 0,2 %, in Deutschland um 0,2 %. Das Wachstum 
der Kreditmenge hat sich damit weiter verlangsamt (Abb. 6). 

Am Geldmarkt, an dem Banken unbesichert ihren kurzfris-
tigen Liquiditätsbedarf decken, bewegen sich die Zinsen 
seitwärts. Der EURIBOR, einer der am stärksten genutzten 
Referenzzinssätze in der Eurozone (hier für Geschäfte mit 
Laufzeit von 3 Monaten), notierte in den letzten drei Mona-
ten bei durchschnittlich 3,8 % (Abb. 8). Der Risikoaufschlag 
zu besicherten Instrumenten für die gleiche Laufzeit 
schwankte seit Jahreswechsel wieder weniger und notierte 
in den letzten drei Monaten bei durchschnittlich 0,1 %.

ABB. 7: LIQUIDITÄT IM EUROBANKENSYSTEM
In Mrd. Euro

Überschuss: Über Mindestreserven hinaus gehaltene Liquidität in der Einlagefazilität. 

Quellen: EZB, Macrobond, eigene Berechnungen
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ABB. 5: ZINSEN AUF 10-JÄHRIGE STAATSANLEIHEN
In %
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Quelle: Bloomberg, eigene Berechnungen
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ABB. 6: KREDITWACHSTUM
Unternehmen ohne Banken in % ggü. Vorjahr

Quellen: EZB, Deutsche Bundesbank, Macrobond, eigene Berechnungen
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ABB. 8: GELDMARKT
In %, Risikoprämie ggü. Eurex Repo STOXX GC Pooling Market, 
Referenzlaufzeit: 3 Monate

Quellen: Macrobond, eigene Berechnungen
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Die Banken der Eurozone hielten zuletzt etwa 2.951 Mrd. 
Euro an Überschussliquidität (Abb. 7) in der Einlagefazilität, 
Tendenz fallend. Die oben erwähnte Änderung des operati-
ven Rahmenwerkes soll den weiteren Abbau dieser Bestän-
de befördern.

WECHSELKURSE

Der Euro steht im Vergleich zum Jahresbeginn gegenüber 
dem US-Dollar mit 1 % im Minus und notierte 
bei zuletzt 1,08 US-Dollar pro Euro. Gegenüber 
dem britischen Pfund hat der Euro seit Jahres-
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beginn 3 % abgewertet und notierte zuletzt bei 0,84 Pfund 
pro Euro. Gegenüber dem japanischen Yen hat der Euro seit 
Jahresbeginn rd. 13 % an Wert gewonnen und notierte zu-
letzt bei 175 Yen pro Euro (Abb. 9).

ABB. 9: WECHSELKURSE
Index rebasiert auf 1. Januar 2024 = 100

US-Dollar Britisches Pfund

Quelle: EZB
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